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„Die Herzen in
Schwingung versetzen“
Im Rahmen des Bayerischen Musikschul-
tags in München wurde der Wissenschafts-
minister mit der Carl-Orff-
Medaille ausgezeichnet. Seite 3

Dr. Thomas Goppel:

Mit vier PS
durch Monte Carlo
Mit meisterhaften zwei Schlägen eröffnete
Freisings Rathauschef in der Monegassen-
Metropole das erstmals
durchgeführte Oktoberfest. Seite 10

Dieter Thalhammer:

Modernste Bibliotheks-
Software für Rosenheim
Überzeugt ist die Oberbürgermeisterin vom
neuen Programm „Bibliotheca.net“. Es ga-
rantiert einen schnellen und
übersichtlichen Zugriff. Seite 7

Gabriele Bauer:

Wenn irgendwo aus der fi-
nanziellen Not die so oft be-
schworene Tugend gemacht
wird, dann bei den Biblio-
theken, meint die Vorzim-
merperle. Als besonders in-
teressant erscheint ihr hier-
bei die Idee der Buchpaten.
Damit soll gerade bei „ange-
sagten“ Büchern ein Anreiz
geschaffen werden, diese
vielen Mitbürgern zugäng-
lich zu machen.           Seite 11

Kommunale 2005 in Nürnberg:

Vitaler Marktplatz 
der Superlative

Gemeindefinanzen im Zentrum des Interesses
Mit einem deutlichen Plus bei Aussteller- und Besucher-
zahlen hat die Fachmesse Kommunale im Messezentrum
Nürnberg ihre Pforten geschlossen. Über 4.800 Fachbesu-
cher (2003: 4.258 Fachbesucher), überwiegend Bürger-
meister und deren Mitarbeiter in Städten und Gemeinden,
informierten sich zwei Tage lang bei 190 Ausstellern (2003:
164 Aussteller) über Produkte und Dienstleistungen für
den kommunalen Bedarf. Unter dem Motto „Mut zur Zu-
kunft - Bayerns Gemeinden wollen es packen“ veranstal-
tete der Bayerische Gemeindetag einen hochkarätigen
Kongress zu aktuellen kommunalpolitischen Themen.

Schwerpunkt-Themen im Kon-
gress waren: Interkommunale
Zusammenarbeit, Entwicklung
der kommunalen Finanzen, Neu-
es bayerisches Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetz sowie
Modernisierung des öffentlichen
Dienstrechts. Hochrangige Poli-
tiker wie Wirtschaftsminister Dr.
Otto Wiesheu, Sozialministerin
Christa Stewens, Umweltstaats-

sekretärin Emilia Müller, Land-
wirtschaftsminister Josef Miller
und Finanzminister Prof. Kurt
Faltlhauser nahmen an der Kom-
munale teil.

Gewerbesteuer bleibt, 
bis Ersatz gefunden ist

Bayerns Finanzminister war
es auch, der sich für den Erhalt

der Gewerbesteuer aussprach -
„solange jedenfalls, bis wir im
Einvernehmen mit den Kommu-
nen und der Wirtschaft zu einem
Ersatz kommen“.

Faltlhauser der am Podium u.
a. mit dem rheinland-pfälzischen
SPD-Minister Gernot Mittler,
Prof. Dr. Clemens Fuest (Stif-
tung Marktwirtschaft) und dem
Vizepräsidenten des Bayerischen
Gemeindetags, Iphofens Bürger-
meister Josef Mend, diskutierte,
betrachtete mit Skepsis das Mo-
dell der Stiftung Marktwirtschaft
zur Abschaffung der Gewerbe-
steuer. Dieses sieht vor, den Ge-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Messerundgang während der Kommunale. Unser Bild zeigt (v. l.): Bgm. Anton Lang, Elchin-
gen, schwäbischer Bezirksvorsitzender und Landesschatzmeister, Wirtschaftsminister Dr. Otto
Wiesheu, Bgm. Albert Höchstätter, Barbing, Bezirksvorsitzender Oberpfalz (halb verdeckt),
Staatssekretär Georg Schmid, Bgm. Franz Winter, Dürrwangen, Bezirksvorsitzender Mittel-
franken, Dr. Jürgen Busse, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen Gemeinde-
tags, Bürgermeister Rudolf Heiler, Grafing, Bezirksvorsitzender von Oberbayern und Bgm. 
Josef Mend, Iphofen, Mittelfranken. ?

Mit einer Replik auf die Bundestagswahlen 2005, Vorschlägen
für die KPV-Bundesversammlung und der Privatisierung von
Kfz-Zulassungsstellen befassten sich die Mitglieder von Landes-
vorstand und Hauptausschuß der Kommunalpolitischen Verei-
nigung. Als Referenten begrüßte Landesvorsitzender Luitpold
Braun Wirtschaftsstaatssekretär Hans Spitzner und CSU-Gene-
ralsekretär Markus Söder. Ein ausführlicher Bericht folgt in der
nächsten Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung.                 ?

Im Rahmen des diesjährigen
Landräteseminars empfing Bun-
despräsident Dr. Horst Köhler
Bayerns Landräte in Berlin.
Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, Landrat Theo
Zellner, sprach dabei die wich-
tigsten Anliegen der Landkrei-
se an: Neuordnung der Ge-
meindefinanzen, ein Gesetz zur
Kostenentlastung der Kommu-
nen im Sozial- und Jugend-
hilfebereich sowie die Wieder-
aufnahme der Föderalismus-
diskussion. 
Unser Bild zeigt Bundespräsi-
dent Dr. Horst Köhler (Bild-
mitte) gemeinsam mit dem
Präsidenten und den Vize-
präsidenten des Bayerischen
Landkreistags, den Landräten
Theo Zellner (rechts), Roland
Schwing und Herbert Eckstein
links). ?

Erster Bayerischer
Kommunalgipfel
Neue Gesprächsplattform für enge Kooperation

Bayern wird sich bei den Koalitionsverhandlungen in
Berlin für die Kommunen stark machen. Das hat CSU-
Chef Dr. Edmund Stoiber beim ersten Bayerischen
Kommunalgipfel vor Vertretern der kommunalen Spit-
zenverbände angekündigt. 

Der Kommunalgipfel soll
künftig zu einer festen Einrich-
tung werden, bei dem aktuelle
Fragen der Kommunalpolitik
erörtert und Probleme gelöst
werden. Stoiber: „Der Kommu-
nalgipfel soll eine neue Ge-
sprächsplattform für eine enge
Zusammenarbeit von Kommu-
nen, Bezirken und Staatsregie-
rung sein. Wir brauchen ein
Miteinander auf allen politi-
schen Ebenen, denn nur ge-
meinsam können wir die Wei-
chen so stellen, dass die Men-
schen in Bayern auch in Zu-
kunft gute Chancen haben.“ 

Klare Linie für 
Koalitionsverhandlungen 

Die Interessen der Kommu-
nen will Stoiber auch als CSU-
Parteivorsitzender wirksam in

die Koalitionsverhandlungen
einbringen. Dabei gelten für ihn
folgende Eckpunkte:

Interessenausgleich

1. Die Kommunen brauchen
auch auf Bundesebene einen
wirksamen Schutz vor finanzi-
ellen Belastungen, die sie nicht
selbst verursacht haben. Bayern
hat bereits die kommunal-
freundlichste Regelung für das
Konnexitätsprinzip unter allen
Ländern vereinbart. 

2. Die Kommunen haben ein
Recht auf einen fairen Interes-
senausgleich bei Hartz IV. Die
CSU wird sich dafür einsetzen,
dass Hartz IV nicht auf dem
Rücken der Kommunen ausge-
tragen wird. 

3. Eine Abschaffung der Ge-
werbesteuer steht nicht auf der
Tagesordnung. Die Gemeinden
brauchen auch in Zukunft eine
eigene wirtschaftskraftbezoge-
ne Steuer. Das ist die Gewerbe-
steuer solange, bis im Einver-
nehmen und in enger Abstim-
mung mit den Kommunen eine

konkrete, durchgerechnete und
belastbare Alternative ent-
wickelt worden ist. 

4. Im sozialen Bereich (z.B.
Jugendhilfe) ist eine finanzielle
Entlastung der Kommunen nö-
tig. Deshalb werden wesentli-
che Forderungen des Kommu-
nalen Entlastungsgesetzes (KEG),
das im Bundestag bisher abge-
lehnt wurde, eingebracht. 

Auch in wichtigen landespo-
litischen Bereichen wurden  Lö-
sungsansätze gefunden: So un-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Wohneigentumsquote
in Bayern bei 49 %

Die Wohneigentumsquote in
Bayern ist seit Ende der 60er
Jahre von 41 % auf nunmehr
49 % beständig gestiegen.
Trotz des engen Spielraums
strebt die Staatsregierung
noch eine weitere Erhöhung
an. „Wir wollen, dass mög-
lichst viele Bürgerinnen und
Bürgern ein eigenes Haus
bauen oder kaufen können“,
so Innenminister Dr. Günther
Beckstein bei der Bundesver-
sammlung des Deutschen
Siedlerbunds in Bad Kissin-
gen. Deshalb halte man an der
direkten Förderung der Wohn-
eigentumsbildung fest. 

Die Wohneigentumsförde-
rung im Bayerischen Woh-
nungsbauprogramm habe sich
bewährt und soll fortgeführt
werden. Seit diesem Jahr wird
zudem ein neues, attraktives
Zinsverbilligungsprogramm
in Zusammenwirkung mit der
Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt angeboten. Beck-
stein dankte dem Deutschen
Siedlerbund für sein kraftvol-
les Engagement zur Förde-
rung des Siedlungs- und Ei-
genheimgedankens.              ?
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Bürgermeister
Engelbert Schädler

88167 Röthenbach i. Allgäu
am 20.11.

Bürgermeister
Eugen Gegenfurtner

94505 Bernried
am 21.11.

Bürgermeister
Siegfried Decker

95339 Neuenmarkt
am 21.11.

ZUM 50 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Rupert Popp

85391 Leonhardsbuch
am 9.11.

Bürgermeister
Korbinian Steigenberger

82407 Wielenbach
am 16.11.

Bürgermeister
Michael Schaller
94269 Rinchnach

am 18.11.
Bürgermeister 

Ludwig Aulbach
97901 Altenbuch

am 19.11.

ZUM 45 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Gerald Brehm

91315 Höchstädt a. d. Aisch
am 15.11.

Z U M  7 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Karl Jobst

93180 Deuerling
am 16.11.

Bürgermeister
Herbert Schneider
97776 Eußenheim

am 17.11.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Friedrich Funk

91282 Betzenstein
am 15.11.

Bürgermeister Heinz Burges
95369 Untersteinach

am 17.11.
Bürgermeister Matthäus Maier

84558 Tyrlaching
am 21.11.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Josef Neun

94140 Ering
am 13.11.

Bürgermeister
Robert Ruttmann
86684 Holzheim

am 15.11.
Bürgermeister

Franz Stellinger
86845 Großaitingen

am 17.11.
Bürgermeister Max Meindl

94239 Gotteszell
am 19.11.

Wir gratulieren

Volle Entlastung der Kommunen gefordert:

Kosten von Hartz IV sind unklar
Bund soll jährlich 2,5 Milliarden Euro zahlen

Der Bayerische Landtag erwartet von der neuen Bundesregie-
rung, dass sie die noch von der alten in Aussicht gestellte, aber
dann eingeschränkte Entlastung der Kommunen um 2,5 Milli-
arden Euro jährlich bei der Umsetzung des Sozialgesetzbuchs
(SGB) 11 in vollem Umfang in die Tat umsetzt. In der Begrün-
dung eines ohne Gegenstimmen akzeptierten CSU-Dringlich-
keitsantrags heißt es, die bundesweite Kommunalerhebung ha-
be insbesondere für das Programm Hartz IV (Zusammenlegung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe) Zahlen über Be- und Entla-
stung der Kommunen erbracht, die zu den Berechnungen der
Bundesregierung in deutlichem Widerspruch stehen. 

Über den Bundesrat soll die
Staatsregierung die Zurücknah-
me des von falschen Vorausset-
zungen ausgehenden Gesetzent-
wurfs erreichen. Notfalls müsse
die Länderkammer die Vorlage
ablehnen. 

Gravierende Rechenfehler

„Die Entlastung ist notwendig
und muss bei den Kommunen
ankommen,“ forderte Sozialmi-
nisterin Christa Stewens im
Landtagsplenum. Das dem Bun-
desrat vorliegende, durch den
Regierungswechsel nicht der
Diskontinuität verfallene Gesetz
beruhe auf gravierenden Berech-
nungsfehlern. Laut Kommuna-
lerhebung würde das statt Entla-
stung auf eine Mehrbelastung
von etwa 11,4 Milliarden Euro
hinauslaufen. Allerdings sei die
Belastung der (großen) Städte
und Landkreise sehr unter-
schiedlich. Statt die Erstattungs-
quote bei den Kosten für Unter-
kunft und Heizung nach dem
SGB II von 29,1 % auf Null zu
stellen, müsste der Bundeszu-
schuss auf 34,4% erhöht werden.
Für die CSU betonte Joachim
Unterländer, der stellvertretende
Vorsitzende des Sozialausschus-
ses, es sei die gemeinsame Auf-
gabe aller drei Landtagsfraktio-
nen die Kommunen zu unterstüt-
zen, damit das Konnexitätsprin-
zip wenigstens teilweise gewahrt
werde. 

Zahlen auf dem Tisch

Dem schlossen sich SPD und
Grüne grundsätzlich an. Joachim
Wahnschaffe (SPD), der Vorsit-
zende des Sozialausschusses, be-
fand indessen, der Antrag sowie
die Ausführungen der Ministerin
und Unterländers seien diffus.
Sie legten Zahlen auf den Tisch,
„die keiner kennt und die angeb-
lich vom Städtetag stammen“.
Wahnschaffe erinnerte daran,
dass die Union Hartz IV

„grundsätzlich zugestimmt habe.
Wenn es zu einer zusätzlichen
Belastung der Kommunen tat-
sächlich kommen sollte, wäre
die schwarze Bundesratsmehr-
heit dafür mitverantwortlich. Dr.
Simone Strohmayr (SPD) mein-
te, der Antrag zeige, dass sich die
CSU noch nicht in die künftige
Rolle des Partners in einer
großen Koalition hineingefun-
den habe. „Wollen Sie Regie-
rung oder Opposition sein?“ 

2,5 Mrd. Euro Entlastung

Für die Grünen sagte Christine
Kamm, die CSU renne bei den
Grünen offene Türen ein. „Wir
haben uns immer für die 2,5 Mil-
liarden Entlastung eingesetzt.“
Auch Frau Kamm sprach von
fehlenden realistischen Berech-
nungsunterlagen für das Bundes-

gesetz. Doch auch bei den Län-
dern seien neue Berechnungen
über ihre Leistungen an die
Kommunen anzustellen. In Bay-
ern müsse genau so das Konne-
xitätsprinzip eingehalten wer-
den. Die Grünen setzten dem
CSU-Antrag einen eigenen
Dringlichkeitsantrag entgegen,
der genaue Forderungen für 
die Umsetzung dieses Prinzips
im eigenen Land vorsah: „Keine
Änderung des Finanzausgleichs
ohne gegenseitiges Einverneh-
men, keine Übertragung von
Verwaltungsaufgaben ohne Voll-
kostenerstattung und Zurück-
nahme der Kürzungen im So-
zial- und Jugendbereich, keine
Entlastung des Freistaats zu Las-
ten der Kommunen.“ 

Konnexitätsprinzip

Der CSU ging das zu weit, zu-
mal das Konnexitätsprinzip von
der Staatsregierung beachtet
werde und der Finanzausgleich
im Einvernehmen mit den kom-
munalen Spitzenverbänden er-
folge. Dem Grünen-Antrag
stimmte die SPD zu, die sich an-
dererseits beim CSU- Antrag der
Stimme enthielt, während die
Grünen Ja sagten. rm

Für die Neuausrüstung bzw. für den Ausbau der öffentlichen
Schulen in kommunaler Trägerschaft - von der Volksschule bis
zum Gymnasium G 8 - stehen 2004/2005 in Bayern 348,1 Mil-
lionen Euro Bundes- und Landesmittel zur Verfügung. Damit
wird 658 Förderanträgen entsprochen, die von den Bezirksregie-
rungen geprüft wurden. Aus dem Bundes-Investitionsprogramm
Zukunft, Bildung und Betreuung (IZBB) fließen 334,3 Millionen
Euro, die je nach Baufortschritt abgerufen werden können. Der
Freistaat gibt 13,8 Millionen Euro als zehnprozentigen IZBB-An-
teil und in Erfüllung des Konnexitätsprinzips. 

Das hat das bayerische Kultusministerium dem SPD-Bildungs-
experten im Landtag, Hans-Ulrich Pfaffmann, auf eine Schriftli-
che Anfrage mitgeteilt. Seine Frage, wie viel Geld aus Konne-
xitätsgründen bewilligt wurde, konnte das Ministerium nicht be-
antworten. Eine spezifische Antragssumme nach diesem Prinzip
zu nennen, sei nicht möglich. Die Antragsprüfung bei den Regie-
rungen habe sich auf den Vollkostenersatz bezogen und stehe
nicht in direktem Zusammenhang mit den zuwendungsfähigen
Kosten nach dem Bundesprogramm IZBB. Das Ministerium
stellte in Aussicht, rückwirkend wurden noch für 2004 Anträge
auf Kostenausgleich im Rahmen der Konnexität für Versor-
gungsküchen, Speise- und Aufenthaltsräume der G 8-Gymnasien
erwartet und bearbeitet. 

Für Pfaffmann ist die Antwort unbefriedigend. Zum einen hät-
ten die 658 Anträge ein Fördervolumen von 537,6 Millionen Eu-
ro gehabt, das bei den Bezirksregierungen auf 372,9 Millionen
Euro zusammengestrichen wurde, indem bestimmte Details aus
den Förderanträgen als unnötig erachtet wurden. Zum anderen sei
das Konnexitätsprinzip bei den Landesmitteln nicht voll erfüllt
worden. In seiner Kritik stützt sich der SPD-Bildungsexperte auf
die Proteste aus den kommunalen Spitzenverbänden. Er begrüßte
insbesondere die Ankündigung des Städtetagspräsidenten Hans
Schaidinger, den Freistaat notfalls auf volle Erstattung der Kosten
im Sinne des verfassungsmäßigen Konnexitätsprinzips zu verkla-
gen (s. GZ 20/20.10.). Pfaffmann will zunächst mit einer weite-
ren Anfrage beim Ministerium nachstoßen. rm

Erster Bayerischer ...
(Fortsetzung von Seite 1)
terstützt Bayern die Gemeinden
bei der Sanierung von stillge-
legten Mülldeponien mit 25
Millionen Euro. Außerdem soll
die Zuständigkeit für Leistun-
gen an Ausländer, Aussiedler
und Spät-aussiedler von den
Bezirken auf die Landkreise
und kreisfreien Städte verlagert
werden. Dadurch entfällt der 
erhebliche Verwaltungsaufwand
für die Verrechnung von Lei-
stungen. Stoiber kündigte an,
dass der Kommunalgipfel künf-
tig regelmäßig zweimal im Jahr
stattfinden soll. Außerdem soll
der Dialog erweitert werden: Im
nächsten wird es zwei Kommu-
nalforen geben, bei denen Land-
räte, Oberbürgermeister und
Bürgermeister mit Mitgliedern
der Staatsregierung über aktuel-
le Fragen diskutieren. ?

348 Millionen für den Schulausbau
658 bewilligte Förderanträge

Opposition schließt sich kommunaler Kritik an

Sylvia Stierstorfer. ?

Erfolg für Stierstorfer
„Ich freue mich, dass der Land-

tag dem von mir initiierten Dring-
lichkeitsantrag zur Entlastung der
Kommunen zugestimmt hat“,
sagte die CSU-Landtagsabgeord-
nete Sylvia Stierstorfer im Maxi-
milianeum. Im Antrag der CSU-
Fraktion wird die Staatsregie-
rung aufgefordert, auf Bundes-
ebene darauf hinzuwirken, dass
die gesetzlich garantierte Entlas-
tung der Kommunen um bun-
desweit 2,5 Mrd. Euro durch
Hartz IV tatsächlich sichergestellt
wird. Außerdem soll die Staatsre-
gierung darauf hinwirken, dass
der Gesetzentwurf des Bundeska-
binetts zur Absenkung der Erstat-
tungsquote bezüglich der Kosten
für Unterkunft und Heizung nach
dem Sozialgesetzbuch II von 29,1
Prozent auf Null zurückgezogen
bzw. abgelehnt wird. ?

VHBB-Mitgliederversammlung in Lauingen:

Bewegte Zeiten, beunruhigende Aussichten
Im Bildungszentrum der Bayerischen Verwaltungsschule in
Lauingen/Donau wurde die erste Mitgliederversammlung des
Verbandes der höheren Verwaltungsbeamten in Bayern (VHBB)
nach dessen 50jährigem Jubiläum im Jahr 2001 durchgeführt.
Trotz der geographischen Randlage des Veranstaltungsorts fan-
den sich - insbesondere auch am Nachmittag zur Fortbildungs-
veranstaltung - über 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein. 

Wie 1. Vorsitzender Dr. Eugen
Ehmann eingangs betonte, seien
die vergangenen vier Jahre mit
die bewegtesten in der Geschich-
te der Beamtenpolitik gewesen.
Der Verband habe sich in der
Mitgliederzahl stabilisiert, der
prozentuale Anteil der Pensio-
nisten nehme aber zu, was bei
der restriktiven Einstellungspoli-
tik der Staatsregierung nieman-
den verwundere. 

Wesentliche Erfolge seien seit
der jüngsten Mitgliederversamm-
lung erzielt worden, erklärte Ehr-
mann. Beispiel: Die Klage gegen
die Regelung der Führungsposi-
tionen auf Zeit. „Die ganz we-
sentlich von unserem Verband
über den Bayerischen Beamten-

bund initiierte Popularklage zum
Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs hat bewirkt, dass die
von der Staatsregierung gewählte
Lösung für verfassungswidrig er-
klärt wurde“, so der Vorsitzende.
Dies habe beträchtliche Wellen
geschlagen. 

„Erfolgreicher Widerstand“

Beispiel 2: Der Widerstand ge-
gen die angeblich „wirkungs-
gleiche Übertragung“ der Kür-
zungen bei den gesetzlichen Al-
tersrenten auf die Beamtenpen-
sionen. Hier sei über den Bun-
desrat verhindert worden, dass
sich Beamtinnen und Beamte im
Ruhestand im Verhältnis wesent-
lich schlechter gestellt hätten als
Rentnerinnen und Rentner. Bei-
spiel 3: Die Forstreform in Bay-
ern. Ehmann zufolge ist es rich-
tig, dass das vom VHBB unter-
stützte Volksbegehren „äußerst
unerwünschte und abzulehnende
Neuerungen bedauerlicherweise
nicht verhindern konnte“. Aber
dieses formal gescheiterte Volks-
begehren habe immerhin er-
reicht, dass das neue Waldgesetz

wesentlich anders aussieht als
zunächst geplant. 

Alles andere als beruhigend
war schließlich der Ausblick des
Vorsitzenden. Offen sei die Fra-
ge, wie es mit dem Föderalismus
in Deutschland weitergeht. Sie
beeinflusse jedoch die Großwet-
terlage, die sich auch auf die Be-
amten auswirkt, ganz erheblich.
Dies gelte insbesondere für die
Frage, wie es mit Art. 33, Abs. 5
Grundgesetz, dem rechtlichen
Eckstein des Berufsbeamten-
tums, weitergehen wird. Eh-
mann: „Sollte die Föderalismus-
diskussion dazu führen, dass die
Länder hier einen größeren eige-
nen Spielraum erhalten, so mag
uns dies in Bayern als einem
wirtschaftlich relativ starken
Bundesland auf den ersten Blick
nicht besonders beunruhigen
müssen, da dies die objektive
Notwendigkeit von Kürzungen
verringert. Doch warten wir ab,
in einer zweiten Stufe kann sich
solche Eigenständigkeit durch-
aus verhängnisvoll auswirken.“

Beamtenrecht 

Bei den ins Auge gefassten
Änderungen des Beamtenrechts
stoße seinem Verband besonders
auf, dass das Laufbahngruppen-
prinzip angetastet wird. Im Klar-
text: Künftig soll jemand, der
beispielsweise im mittleren
Dienst ins Beamtenverhältnis
eintritt, eine relativ große Chan-
ce haben, bis in den höheren
Dienst aufsteigen zu können.
Prüfungen und ähnliche zumin-
dest halbwegs objektive Mes-

sungen, mit denen ein Aufstieg
bisher verbunden ist, sind dabei
nicht mehr vorgesehen. Zählen
soll allein die von den Vorgesetz-
ten attestierte „Leistung“. Was
sich hier an auch politisch moti-
vierten Manipulationsmöglich-
keiten eröffne, liege auf der
Hand, so Ehmann: „Und die bö-
se Erfahrung zeigt, dass Mög-
lichkeiten der Manipulation ir-
gendwann auch Realitäten der
Manipulation werden.“

Anrechnung 
der Ausbildungszeiten

Ein weiterer Punkt, der für den
höheren Dienst von weitaus
größerer Bedeutung ist als für
die anderen Laufbahngruppen,
ist die Anrechnung der Ausbil-
dungszeiten auf die versorgungs-
wirksamen Dienstzeiten. Tatsa-
che ist laut Ehmann, dass ein Be-
amter des höheren Dienstes typi-
scherweise auf eigene Kosten
und eigenes Risiko ein Univer-
sitätsstudium absolviert, um
dann zu sehen, ob er in den
Staatsdienst gelangen kann oder
nicht. Die Beamten der anderen
Laufbahngruppen würden dage-
gen bereits mit Beginn ihrer
Ausbildung in ein Beamtenver-
hältnis berufen und absolvierten
die Ausbildung nicht nur mit ei-
ner faktischen Übernahmegaran-
tie für den Fall, dass sie die Prü-
fung am Ende (gleich mit wel-
chem Ergebnis) bestehen. Viel-
mehr erhielten sie auch noch in
nennenswertem Umfang Ausbil-
dungsbezüge. Zu dieser Situati-
on passe es nicht, „wenn diese
Zeiten dann als Dienstzeiten an-
gerechnet werden sollen, die
Zeiten unseres Studiums dage-
gen nicht“.

Im Rahmen der sich ansch-
ließenden Fortbildungsveran-
staltung „Reform der Verwal-
tung oder Verwaltung der Re-
form - Bestandaufnahme und
Perspektiven“ schilderte der
Vorstand der Bayerischen Ver-
waltungsschule, Dr. Josef Zieg-
ler, in einem kritischen Beitrag
die Lage des Lehrinstituts. Be-
sonders betroffen zeigte er sich
von der Einstellungspolitik der
öffentlichen Hand, zunehmend
Quereinsteiger ohne solide Aus-
bildung zu übernehmen und kri-
tisierte das zu wenig ausgepräg-
te betriebswirtschaftliche Den-
ken bei Fragen zur Durch-
führung von Fortbildungsveran-
staltungen.

Der Festredner, Markus Graß-
mann von der Firma IMAKA,
hielt der Politik in einem erfri-
schenden Vortrag schonungslos
„den Spiegel vor“. Letztlich sei
bisher statt der großen Schlag-
worte (Verwaltungsreform, E-
Government, Kosten-/Leistungs-
rechnung / KLR) nichts anderes
heraus gekommen als: „Personal
einsparen und nochmals sparen,
Kosten senken.“ Der notwendige
große Wurf einer Strukturreform
stehe dagegen noch immer aus,
so Graßmann.

Mit einem kulturellen Lecker-
bissen endete die Veranstaltung:
Mehr als 80 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer besichtigten die
archäologischen Ausgrabungen
aus der Römerzeit im Ortsteil
Faimingen. Der frühere Bürger-
meister von Lauingen, Dr. Georg
Barfuß, erläuterte fachkundig die
Ausgrabungen, die Bedeutung
Lauingens in der Römerzeit und
berichtete über die Schwierig-
keiten, derartige historische Fun-
de zu sichern. DK

Der neu gewählte VHBB-Vorstand (v. l.): Paul Auer, Hans Kornprobst, Dr. Wolfgang Wigand,
Norbert Knoblach, Dr. Eugen Ehmann, Rudolf Rast, Ilse Schedl, Harald Mohr, Johannes Eisen-
traut und Wolfgang Karl Göhner. ?
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Das Landesentwicklungs-
programm (LEP) wird (wie-
der einmal) fortgeschrieben.
Derzeit läuft das Beteili-
gungsverfahren bei den Kom-
munen. 

Wir sollten uns bei dieser
Fortschreibung des LEP kei-
nesfalls in einem Gefühl der
Gleichgültigkeit der Auffas-
sung hingeben, dass eben die-
se Fortschreibung wohl nicht
viel bringt, aber auch nicht viel schadet und von
daher die aufmerksame Lektüre der geplanten
Veränderungen eher als Beschäftigungsthera-
pie für Politik und Verwaltung anzusehen ist,
nicht aber als absolutes Pflichtprogramm.

Diese Fortschreibung enthält nämlich eine
Reihe von Fallstricken, über die man durchaus
stolpern könnte. So ist neben einer Straffung des
LEP erstmals die Unterscheidung der Festle-
gungen in „Ziele“ und „Grundsätze“ der
Raumordnung vorgesehen. Dabei sind Ziele als
verbindliche Vorgaben zu verstehen, die eine

strikte, nicht durch Abwägung überwindbare
Beachtenspflicht auslösen, während Grundsätze
allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung
und Sicherung des Raums enthalten und ledig-
lich Vorgaben für nachfolgende Abwägungs-
oder Ermessensentscheidungen darstellen.

Gerade diese Unterscheidung ist aus meiner
Sicht bedenklich und ich halte es daher für not-
wendig auf „Ziele“ dieser Art überhaupt zu
verzichten, weil sie letztlich keinerlei Abwä-
gung ermöglichen und fortan jeglichen Ent-
scheidungsspielraum ausschließen. Insoweit
greifen solchermaßen formulierte Vorgaben in
eklatanter und nicht hinnehmbarer Weise in die
kommunale Selbstverwaltung ein.

Deutlich wird die nicht nachvollziehbare
neue Unterscheidung u.a. auch am Beispiel des
Bereichs Bildungs- und Erziehungswesen, wo-
nach Grundschulen als „Grundsatz“ lediglich
anzustreben sind und dies ohnehin nur in zen-
tralen Orten. Gerade den unseren Kommunen
so wichtigen Grundschulen wird damit eine bei-
nahe nebensächliche Wertigkeit beigemessen.
Die wiederholte Verwendung des einschränken-
den Begriffes „möglichst“ öffnet einer weiteren
Reduzierung selbst dieses Standards zusätzlich
Tür und Tor. 

Oder ein anderes Beispiel: Wenn auf die im-
mensen Probleme der Wirtschaft an den Naht-
stellen zu den neuen Märkten im Osten (Stich-
wort: Fördergefälle, Lohnkostenunterschiede)

im künftigen LEP als Grund-
satz (!) nur lapidar festgestellt
wird, „die Anpassung an die
durch die EU-Osterweiterung
veränderten Marktbedingun-
gen der Unternehmen in den
an die tschechische Republik
angrenzenden Regionen ist
möglichst zu erleichtern“, so
fällt das eher unter die Rubrik
Lippenbekenntnisse und stellt
keine aktive politische Zielset-
zung dar.

Eine zentrale Forderung des
ländlichen Raums wird weiter-
hin negiert: Einzelhandels -

großprojekte sind nach wie vor mit verbindli-
cher Wirkung (Ziel!) in Unterzentren und zen-
tralen Orten höherer Stufe (sowie in Siedlungs-
schwerpunkten ) vorgesehen. Unter dem Deck-
mantel der Funktionsfähigkeit der zentralen
Orte soll auch künftig am komplizierten und
letztlich für niemanden zu durchschauenden
Berechnungsmodus von Abschöpfungsquoten
festgehalten werden. Dies ist keine Fortent-
wicklung des Landesentwicklungsprogramms,
sondern absoluter Stillstand. Wenn als eine der
Leitlinien für die geplante Fortschreibung an
der Priorisierung des ländlichen Raums festge-
halten wird, so sollte man in München im Rah-
men dieser Fortschreibung rasch zu der Er-
kenntnis gelangen, dass „Einzelhandelsgroß-
projekte“ eben nicht vorliegen, wenn im ländli-
chen Raum - auch in einem nicht zentralen Ort-
lediglich ein bedarfsnotwendiger Einkaufs -
markt mit 1.000 m² oder 1.200 m² Verkaufs -
fläche geschaffen und damit der Bevölkerung
die Möglichkeit eröffnet wird, in Zukunft leis-
tungs- und existenzfähige Geschäfte - (umwelt-
politisch ja durchaus erwünscht ) vor der Hau-
stür zu haben.

Dafür bedarf es dann im übrigen auch keiner
umfangreichen Vorschriften bezüglich der An-
bindung an den öffentlichen Personennahver -
kehr. Es ist vor diesem Hintergrund jedenfalls
dringend geboten, für diese Fälle im LEP eine
Abwägungsmöglichkeit vorzusehen und die bis-
herige inakzeptable Verbotswirkung endlich
aufzugeben.

Die aktuell laufende Fortschreibung des LEP
sollte daher von den Kommunen genutzt wer -
den, sich mit den geplanten Änderungen inten-
siv zu befassen und die notwendigen Forderun-
gen und Vorschläge einzubringen. Das LEP
sollte nämlich nicht nur fortgeschrieben son-
dern auch fortentwickelt werden. 

KolumneGZ Hanns Dorfner

Wer entwickelt das LEP?

Bayerischer Musikschultag in München:

„Die Herzen in 
Schwingung versetzen“

Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel mit Carl-Orff-Medaille ausgezeichnet
Die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit von allgemein bil-
denden Schulen und Musikschulen hat Kultusminister Siegfried
Schneider auf dem 28. Bayerischen Musikschultag in München
gefordert. Mehr als 300 Gäste aus Politik, Bildung und Kultur
nahmen am Festakt im Alten Rathaus in München teil. Einge-
bettet in den Bayerischen Musikschultag war das 175-jährige
Jubiläum der Städtischen Sing- und Musikschule München. 

Trotz langer Tradition habe die
Münchner Sing- und Musik-
schule, so Oberbürgermeister
Christian Ude in seiner Be-
grüßung, den Blick auf die Her-
ausforderungen der Zeit nie ver-
loren. Der für die bayerischen
Musikschulen zuständige Wis-
senschaftsminister Dr. Thomas
Goppel wurde von Landrat

Schülern zu entwickeln, so
Schneider. „Im Musikunterricht
können sie ohne große theoreti-
sche Grundlagen erprobt und
eingeübt werden“, erklärte er.
Und weiter: „Werthaltungen, 
Arbeitshaltungen, Disziplin,
Selbstdisziplin, sich auf Regeln
einzulassen, aufeinander zu
hören - das sind Bereiche, die

barung besiegelt und diese dann
unter der Beteiligung von Wis-
senschaftsministerium und
Schulministerium sowie dem
Bayerischen Blasmusikverband
ausgeweitet. Die Kooperations-
vereinbarung sei ein „wichtiger
Meilenstein für die Entwicklung
der musikalischen Bildung in
Bayern“, bekräftigte Dorfner.

Freunde und Partner

„Ein gutes Quartett hängt auch
davon ab, dass der zweite Geiger
nie krank wird“, kommentierte
Goppel seinen Beitrag zum ge-
meinschaftlichen Tun von Mini-
sterien und Musikverbänden. In
der heutigen Zeit komme es dar-
auf an, Freunde und Partner für
die eigene Sache zu begeistern
und sie „von der Notwendigkeit
zu überzeugen, in Menschen zu
investieren, die mit ihren Bega-
bungen und Fähigkeiten dafür
sorgen, dass unsere Herzen in
Schwingung versetzt werden“.
Das Herz des Menschen zu
berühren, könne nur die Musik
leisten: „Die Musik kann - so-
bald wir die Stimme erheben
oder ein Instrument erklingen
lassen - der Seele ein paar Töne
abgewinnen, die es lohnen, auch
morgen weiter zu machen“, er-
klärte Goppel. Ganz im Sinne
des Singens und Musizierens
verstehe er sodann die Ehrung
durch die Carl-Orff-Medaille:
ein Motor für das Vorantreiben
der Musikschularbeit in Bayern.

Weltweite Verständigung 

Aus Anlass des 175-jährigen
Jubiläums der Städtischen Sing-
und Musikschule München ver-
wies Oberbürgermeister Christi-
an Ude schließlich auf die Erfol-
ge und Leistungen der Musik-
schularbeit in der Landeshaupt-
stadt mit ihren 9.000 Musik-
schülern. Ude forderte die Mu-
sikschulvertreter auf, den jungen
Menschen in Zukunft noch viel
stärker zu vermitteln, wie mo-
dern Musik in einer globalisier-
ten Welt ist: „Musik wird als ein-
zige weltweite Verständigung
auf höchstem Niveau an Bedeu-
tung gewinnen“, urteilte Ude.
Musikschulen müssten um die
jungen Leute werben. Den jun-
gen Menschen müsse bewusst
werden, dass es heutzutage mo-
dern ist, sich ausdrücken und
entfalten zu können. 

Musikschulen seien weder alt-
ehrwürdige Einrichtungen noch
ein Auslaufmodell. „Sie sind
vielmehr eine Initiative“, be-
merkte Ude, „die auf viele Her-
ausforderungen der Zukunft be-
reits die richtige pädagogische
Antwort gefunden haben.“    DK

Von links: Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel, Eva Szameitat, Vorsitzende des VBSM,
Kultusminister Siegfried Schneider, Landrat Hanns Dorfner, VBSM-Präsident.         Foto: VBSM

Hanns Dorfner, Präsident des
Verbandes Bayerischer Sing-
und Musikschulen (VBSM), für
seine besonderen Verdienste um
die bayerischen Musikschulen
mit der Carl-Orff-Medaille aus-
gezeichnet. Landrat Dorfner hob
die maßgebliche Beteiligung des
Wissenschaftsministeriums für
die Kooperationsvereinbarung
zwischen Schule, Musikschule
und Blasmusik hervor.

Kooperationsvereinbarung

„Schule und Musikschule ha-
ben schon immer voneinander
profitiert“, betonte Kultusmini-
ster Siegfried Schneider. Des-
halb müsse die Zusammenarbeit
auch in Zukunft verstärkt wer-
den. „Mit unserer Kooperations-
vereinbarung sowohl mit den
Sing- und Musikschulen als
auch mit dem Bayerischen Mu-
sikrat haben wir diese Zusam-
menarbeit auf eine gute Basis
gestellt“, erklärte Schneider. 

Bildungspolitik setze ganz-
heitliches Handeln voraus: „Oh-
ne die Berücksichtigung von
Musik und musisch-ästhetischer
Bildung würden wir unseren
Auftrag nicht richtig erkannt ha-
ben.“ Im Klartext: Viele Unter-
richtsfächer vermittelten Wissen
und Können. Artikel 131 der
Bayerischen Verfassung fordere
aber auch jene Fächer, die Herz
und Charakter bilden. Hervorra-
gend eigneten sich die musisch-
ästhetischen Unterrichtsfächer,
Schlüsselqualifikationen bei den

wir in jedem Stadium unseres
Lebens brauchen.“ Besonders
junge Menschen könnten sie mit
ins berufliche Leben einbringen. 

Orientierung 
am Machbaren

Dass aber bei aller fachlichen
Notwendigkeit die Bildungspoli-
tik ein schwieriges Geschäft in
diesen Zeiten bleibt, verheim-
lichte der Kultusminister ebenso
wenig. Es fehle schlichtweg das
Geld für wichtige Investitionen
in die Bildung, insbesondere in
die musische Bildung. So stünde
sein Einsatz für die musikalische
Bildung immer im Widerspruch
von Wünschenswertem und
Machbaren. 

Sich weiterhin für die Sing-
und Musikschulen in besonde-
rem Maße einzusetzen, versi-
cherte auch Wissenschaftsmini-
ster Dr. Thomas Goppel, der mit
der höchsten Auszeichnung des
bayerischen Musikschulverban-
des geehrt wurde. Die Carl-Orff-
Medaille überreichte VBSM-
Präsident Landrat Hanns Dorf-
ner. Er dankte in seiner Laudatio
Goppel für sein langjähriges und
großes Engagement für die Mu-
sik in Bayern: „Aus dem Anlie-
gen wurde eine innere Überzeu-
gung“, sagte Dorfner. So habe
der Geehrte bereits vor zwei Jah-
ren in seinem Amt als Präsident
des Musikbundes von Ober- und
Niederbayern den Schulter-
schluss mit den Musikschulen in
Form einer Kooperationsverein-

Neues Kommunalwahlrecht
Wahltermine bündeln, Bürokratie abbauen und Interessenkonflikte beseitigen“

Das Kabinett hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Ge-
meinde- und Landkreiswahlgesetzes beschlossen, der nun den
kommunalen Spitzenverbänden zur Anhörung zugeleitet und
anschließend dem Ministerrat zur abschließenden Beschlussfas-
sung erneut vorgelegt wird. 

Innenminister Dr. Günther
Beckstein betonte, dass aufgrund
der Erfahrungen der letzten Ge-
meinde- und Landkreiswahlen
sowie der zwischenzeitlichen
Änderungen im Bundes- und
Landeswahlrecht Anpassungen
geboten. Als Beispiel nannte
Beckstein die weitere Harmoni-
sierung der Termine von Bürger-
meister- und Landratswahlen mit
Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen. Beckstein: „Mit der
kompakten Bündelung der
Wahltermine wollen wir der zu-
nehmenden Wahlmüdigkeit vor-
beugen und zugleich die Kom-
munen von vermeidbaren Ko-
sten entlasten.“ Das Gesetz soll
möglichst frühzeitig vor den
nächsten allgemeinen Kommu-
nalwahlen im März 2008 in
Kraft treten.
Der neue Gesetzentwurf hat
folgende Eckpunkte: 
? Künftig sollen Bewerber um
ein kommunales Mandat, Beauf-
tragte für Wahlvorschläge und
deren Stellvertretung wie im
Landeswahlrecht nicht mehr
Wahlorgan sein oder einem
Wahlorgan - wie Wahlausschuss
oder Wahlvorstand - angehören
dürfen. Dadurch wird laut Beck-

stein verhindert, dass es zu Inter-
essenkonflikten kommt. 
? Wahlleiter soll bei Gemeinde-
bzw. Landkreiswahlen künftig
nicht mehr automatisch der Bür-
germeister oder der Landrat sein,
Gemeinderat und Kreistag sollen
ein Auswahlermessen haben. 
? Staatliche und kommunale
Behörden in Bayern sollen künf-
tig - ähnlich wie im Landeswahl-
recht - auf Ersuchen der Ge-
meinde verpflichtet werden, aus
dem Kreis ihrer Bediensteten
wahlberechtigte Personen zu be-
nennen, die im Gebiet der ersu-
chenden Gemeinde wohnen, da-
mit diese als Mitglieder der
Wahl- bzw. Briefwahlvorstände
berufen werden können.
? Die öffentliche Auslegung des
Wählerverzeichnisses wird durch
ein Recht zur Einsichtnahme in
das Wählerverzeichnis ersetzt.
Die Bürger dürfen eigene Daten
überprüfen, die Daten anderer
aber nur, bei besonderen Gründen.
? Der Gesetzentwurf sieht
außerdem eine weitere Harmoni-
sierung der Termine von Bürger-
meister- und Landratswahlen mit
Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen vor. In den Fällen, in de-
nen der berufsmäßige Bürger-

meister oder der Landrat wäh-
rend der Wahlzeit des Gemein-
derats oder Kreistags ausschei-
det, soll dort künftig - wie bereits
bei ehrenamtlichen Bürgermei-
stern - eine Neuwahl grundsätz-
lich nur noch für den Rest der
Wahlzeit des Gemeinderats bzw.
Kreistags erfolgen, es sei denn,
die verbleibende Amtszeit würde
dann weniger als 4 Jahre betra-
gen. Außerdem soll künftig die
Amtszeit von berufsmäßigen
und ehrenamtlichen Bürgermeis-
tern sowie von Landräten, die in-
nerhalb der letzten beiden Jahre
der Wahlzeit des Gemeinderats
oder des Kreistags beginnt, erst
mit dem Ablauf der folgenden
Wahlzeit des Gemeinderats oder
Kreistags enden. Die Regelung
führt dazu, dass die Amtszeit in
diesen Fällen maximal 8 Jahre
beträgt. Bürgermeister- und
Landratswahlen, die nicht mit
Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen zusammen fallen, kön-
nen ferner künftig in einem Zeit-
raum von 6 Monaten vor Ablauf
der Amtszeit mit anderen Wahl-
en oder Abstimmungen zusam-
mengelegt werden. 
? Das bisherige Verbot der
gleichzeitigen Zugehörigkeit
von Ehegatten, Eltern und Kin-
dern sowie Geschwistern zum
Gemeinderat in Gemeinden bis
zu 10.000 Einwohnern soll auf-
gehoben werden. ?



KOMMUNALE PRAXIS4 GZ03. 11. 2005

Rechte und Pflichten 
kommunaler Aufsichtsräte

Teil 2: Verschwiegenheitspflicht, Offenbarung, Haftung
Von Herbert Reiss, Geschäftsführender Partner, Deloitte & Touche GmbH

und Prof. Dr. Thomas Edenhofer, Partner, Deloitte & Touche GmbH
Das Unternehmensinteresse verlangt, dass Geheimnisse und ver-
trauliche Angaben nicht in unbefugte Hände gelangen. Darüber
hinaus ist die Überwachungsaufgabe nur dann wirkungsvoll
wahrzunehmen, wenn über die Probleme und Planungen des Un-
ternehmens im Aufsichtsrat offen und ehrlich berichtet und dis-
kutiert wird. Vorstand und AR-Mitglieder müssen sich darauf
verlassen können, dass geheime und vertrauliche Informationen
im AR bleiben. Deshalb sind die AR-Mitglieder verpflichtet, über
vertrauliche Angaben und Geheimnisse (namentlich Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse) Stillschweigen zu wahren, soweit sie
ihnen durch ihre Tätigkeit im AR bekannt geworden sind. 

Der Verstoß löst Unterlas-
sungs- und Regressansprüche
aus. Wegen ihrer grundlegenden
Bedeutung ist die Verschwiegen-
heit darüber hinaus auch straf-
rechtlich geschützt, es drohen
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder Geldstrafe.

Die Verschwiegenheitspflicht
des AR-Mitgliedes ist im Gesetz
abschließend geregelt. Sie kann
weder durch Satzung, Geschäfts-
ordnung oder Vertrag gemildert
oder verschärft werden. Die
Pflicht beginnt mit dem Amt. Sie
dauert aber im Unternehmensin-
teresse und aus Gründen der
Rechtssicherheit über das Amts-

Aufsichtsrats hinsichtlich der ih-
nen aus den Berichten bekannten
Geheimnisse und vertraulichen
Angaben zur Verschwiegenheit.
Diese Informationen dürfen auch
bei der Veröffentlichung von
Prüfungsergebnissen nicht be-
kannt gemacht werden (§ 395
Abs. 2 AktG).

Zankapfel Fraktionen

Zankapfel sind immer wieder
die Fraktionen. Die Fraktionen
wirken an der politischen Wil-
lensbildung mit. Sie sind das
Bindeglied zwischen Partei und
Rat. Gerade die Fraktionen, die
in einer Gemeindevertretung in
der Minderheit sind, fordern oft-
mals die Vorlage von Berichten.
Es fehlt hierzu jedoch an einer
grundsätzlichen gesetzlichen Re-
gelung. In keiner Gemeindeord-
nung sind die Fraktionen als Be-
richtsadressat genannt. Auch
durch die aktienrechtliche Rege-
lung ist die Weitergabe der Infor-
mationen an die Fraktionen nicht
gedeckt. Die Fraktionen haben
damit keinen Anspruch darauf,
dass Ihnen von der Verwaltung
Unterlagen für ihre Aufgabener-
füllung zur Verfügung gestellt
werden. 

Es bleibt dabei: Die Ver-
schwiegenheitspflicht für die
Berichterstattung der AR-Mit-
glieder an die Kommune ist nur
insoweit aufzuheben, als es für
die Kommunale Berichterstat-
tung unerlässlich ist.

Rechte des 
Aufsichtsratsmitgliedes

Jedes AR-Mitglied hat für sei-
ne Aufgabe, die Unternehmens-
führung zu überwachen ein Teil-

nahmerecht für die Sitzungen
des Aufsichtsrates und das Recht
auf Kenntnisnahme der Bera-
tungsunterlagen. Es gilt dabei
die Einhaltung allgemeiner Sorg-
faltsmaßstäbe durch die Ge-
schäftsführung und die Ord-
nungsmäßigkeit des Führungsin-
strumentariums der Geschäfts-
führung zu beurteilen.

Ein Hilfsmittel für den 
Aufsichtsrat ist dabei der jährli-
che Prüfungsbericht des Wirt-
schaftsprüfers gemäß § 53
HGrG, da dort die Aussagen zur
Aufbau- und Ablauforganisati-
on, zu Investitionsentscheidun-
gen, zu verlustreichen Geschäf-
ten und zum Risikomanage-
mentsystem getroffen werden.

Kennzeichnend für die Über-
wachung ist zum einen, dass der
Aufsichtsrat in das Unterneh-
mensgeschehen selbst nicht ein-
greift. Er hat sich über die Tätig-
keit der Geschäftsführung, ihre
Geschäftspolitik und die Ent-
wicklung des Unternehmens auf
dem Laufenden zu halten. Es
darf dabei nicht übersehen wer-
den, dass sich der Aufsichtsrat
bei der Überwachung der Ge-
schäftspolitik und der Entwick-
lung des Unternehmens mit dem
vorhandenen Planungs- und
Kontrollsystem befassen muss,
da dieses die strategischen Ziele
umsetzt sowie die betrieblichen
Funktionen und Geschäftsberei-
che koordiniert. Außerdem ist
der Aufsichtsrat auch gestaltend
tätig: Wenn er den Vorstand/Ge-
schäftsführer bestellt oder abbe-
ruft, ihre Besoldung, ihre Dienst-
verträge oder die Geschäftsver-
teilung regelt, wenn er über zu-
stimmungspflichtige Geschäfte
oder die Feststellung des Jahres-
abschlusses mit entscheidet,
dann gestaltet er das Unterneh-
mensgeschehen. 

Haftung des Aufsichtsrates

Wenn die Gesellschafter den
Aufsichtsrat entlasten, bewirkt
das nur dann einen Anspruchs-
verzicht, wenn die Gesellschafter
bei der Beschlussfassung über
die Entlastung von wesentlichen

(Fortsetzung von Seite 1)
meinden im Gegenzug eine
kommunale Unternehmenssteu-
er und eine Beteiligung an der
Lohnsteuer zu geben. Mittler zu-
folge ist die Gewerbesteuer in ih-
rer heutigen Struktur unvernünf-
tig  - „und zwar nicht nur aus
Sicht der Unternehmen, sondern
auch der Kommunen, die eine
nachhaltig verstetigte Einnahme-
quelle brauchen“.

Unternehmen entlasten

Aus gesamtwirtschaftlicher
Sicht sei die Besteuerung der
Unternehmen nicht tragfähig,
fuhr der Finanzwissenschaftler
fort. Andere Länder, nicht zuletzt
in der Europäischen Union, wür-
den Unternehmen mit niedrigen
Steuersätzen anlocken. Unter-
nehmen in Deutschland müssten
entlastet werden, um mehr
Wachstum und Beschäftigung zu
schaffen. Eine kommunale Be-
triebsteuer mit niedrigeren Sät-
zen und einer breiteren Bemes-
sungsgrundlage, die auch den
Mittelstand, freie Berufe und
Landwirte erfasst, biete Ersatz.

Faltlhauser wies darauf hin,
dass ein „Umverteilungsmodell
zu Lasten von Bund und Län-
dern“ keine Chancen habe, eine
Mehrheit zu finden. Mit Blick
auf die allgemein leeren Kassen

pflichtete dem Kollege Mittler
bei: „Eine Verlagerung zu Lasten
von Bund und Ländern wird es
nicht geben.“ Neben konzeptio-
nellen Fragen des komplizierten
Modells der Stiftung Marktwirt-
schaft kritisierte Faltlhauser, dass
das Modell nicht bei Städten und
Gemeinden zur Probe durchge-
rechnet wurde. Zahlenspielerei-
en hätten kaum Aussagekraft.

Auch Josef Mend unterstrich
die Skepsis der Bürgermeister
gegen steuerliche Verschiebun-
gen, die sich letztlich zu Ungun-
sten der Kommunen auswirkten:
„Die Gemeinden sind gebrannte
Kinder: Uns fehlt der Glaube zu
den einzelnen Modellen.“ Die
Finanzhoheit der Kommunen, so
Mend, müsse gewahrt bleiben:
„Wir können jede Reform mitge-
hen, die uns nicht zu Almosen-
empfängern macht.“

Programm „Dorf vital“

Angesichts sinkender Gebur-
tenraten, steigender Lebenser-
wartung und Abwanderung vor
allem junger Menschen verwies
Landwirtschaftsminister Josef
Milller seinerseits darauf, den
Kommunen in Bayern mit dem
neuen Aktionsprogramm „Dorf
vital“ ab 2006 gezielt unter die
Arme greifen zu wollen. Dazu
werde, wie Miller in Nürnberg

ankündigte, „die soziale und die
bauliche Entwicklung der Dörfer
zu einer Schwerpunktaufgabe
der Dorferneuerung ausgebaut“.

Kern des Programms bildet
nach den Worten des Ministers
ein sog. Vitalitäts-Check. Fach-
leute der Ländlichen Entwick-
lung und Vertreter der Gemein-
den erfassen, analysieren und be-
werten dazu das Gebäude- und
Flächenpotenzial, die Sozial-
struktur und die städtebauliche
Situation. Geprüft werden auch
Chancen und Bereitschaft im
Ort, Handlungsstrategien umzu-
setzen. Die erarbeiteten Lösun-
gen sollen den Kommunen hel-
fen, die bauliche und soziale
Entwicklung in den Dörfern, das
Bodenmanagement in Dorf und
Flur, Qualifizierung und aktive
Bürgermitwirkung sowie ge-
meindeübergreifende Problem-
lösungen besser zu managen und
zukunftsfähiger zu gestalten. 

Miller erwartet sich von die-
sem Aktionsprogramm wichtige
Impulse für kommunale Eigeni-
nitiative und Bürgerengagement. 

Im Fokus des Interesses stan-
den in Nürnberg außerdem The-
men wie der Entwurf der neuen
Bayerischen Bauordnung (Dr.
Franz Dirnberger, Bayerischer
Gemeindetag), Verbesserungs-
beiträge zur Wasserver- und 
Abwasserentsorgung - aktuelle

Rechtsprechung (Dr. Juliane
Thimet, Bayerischer Gemeinde-
tag), die Zukunft der Feuerwehr
(Alfons Weinzierl, Vorsitzender
des bayerischen Landesfeuer-
wehrverbandes und Wilfried
Schober, Bayerischer Gemein-
detag), die Konversion von
Bahnflächen (Cornelia Hesse,
Bayerischer Gemeindetag) so-
wie Chancen und Risiken des
PPP (Dr. Detlev Lupp/Bayeri-
scher Bauindustrieverband, Rein-
hard Böllmann/BKPV, Barbara
Gradl/Bayerischer Gemeinde-
tag). Zusätzliche Fachvorträge in
den Aussteller-Foren sorgten für
vertiefende Erkenntnisse bei den
zahlreichen Besuchern. 

Virtuelle Behörde

Ob Bürgerinformationssyste-
me, digitale Flurkarte oder Sit-
zungsdienste - der Bedarf an
spezieller Hard- und Software
für Kommunen ist groß, wie die
erstmals durchgeführte „Zu-
kunftswerkstatt öffentliche Ver-
waltung“ zeigte. Die Veranstal-
tung, die seit 1997 jährlich mit
großem Erfolg angeboten wird,
ergänzte durch Vorträge rund um
das Thema „Virtuelle Behörde“
das Messeangebot in optimaler
Weise. Zu hören waren Praxis-
berichte von Anwendern und
Fachvorträge anerkannnter Wis-
senschaftler wie zum Beispiel
von Prof. Dr. Klaus Jamin von
der Fachhochschule München.
Offizieller Veranstalter der Zu-
kunftswerkstatt war die Bayeri-
sche Gemeindezeitung (siehe
auch Seiten 5 und 6).

Tragende Säulen

„Wieder einmal wurde uns an
diesen beiden Tagen bewusst,
welch tragende Säule die Städte,
Märkte und Gemeinden in unse-
rer demokratischen Gesellschaft
spielen“, erklärte Wolfgang
Kelsch, Vizepräsident des Bayeri-
schen Gemeindetags und amtie-
render Bürgermeister von Wen-
delstein, der den erkrankten Präsi-
denten Dr. Uwe Brandl vertrat.
„Aber unser kommunaler Hand-
lungsspielraum ist deutlich ab-
hängig von den finanziellen und
organisatorischen Rahmenbedin-
gungen, die uns aus Berlin und
München eingeräumt werden.“

Auf die schwierige finanzielle
Situation der Kommunen wies
Dr. Ulrich Maly, Oberbürger-
meister der Stadt Nürnberg, in
seiner engagierten Eröffnungsre-
de hin. „Die Kassenkredite der
Kommunen lagen im vergange-
nen Jahr bei 20,2 Milliarden Eu-
ro. Ein Jahrzehnt davor waren es
lediglich 0,7 Milliarden Euro.
Kassenkredite sind Kredite, die
wir aufnehmen müssen, wenn
wir schon alle Kredite aufge-
nommen haben, die wir aufneh-
men dürfen.“

Über den Schuldenberg der
Kommunen nicht hinwegtäu-
schen darf die ausgeglichene
Einnahmen-Ausgaben-Bilanz
der bayerischen Gemeinden im
vergangenen Jahr, die sogar ei-
nen Überschuss von rund 88
Millionen Euro verzeichnete.
Die Steuereinnahmen der bayeri-
schen Kommunen stiegen laut
Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Gemeindetags, im
vergangenen Jahr um 13 Prozent
auf 9,43 Milliarden Euro. Haupt-
grund dafür war der Anstieg der
Gewerbesteuer auf 3,82 Milliar-
den Euro (2003: 2,58 Mrd. Eu-
ro). Gleichzeitig sank der Anteil
der Einkommenssteuer leicht auf
3,78 Milliarden Euro (2003: 3,9
Mrd. Euro). Auf der Ausgaben-
seite haben die bayerischen
Kommunen vor allem bei den
Investitionen kräftig eingespart.
Und auch bundesweit sind die
Investitionen stark zurückgegan-
gen. Seit 1992 sind die Investi-
tionen von 33,5 Milliarden Euro
auf 21,2 Milliarden Euro im Jahr
2004 geschrumpft.

Innenstaatssekretär Georg
Schmid bezeichnete die Kom-

munen als „Garanten für Selbst-
verantwortung, Bürgernähe, so-
ziales Miteinander und Transpa-
renz“: „Die Kommunen verkör-
pern für uns den so wichtigen
Aufbau der Demokratie von un-
ten nach oben. Der Freistaat
Bayern bleibt ein verlässlicher
Partner seiner Kommunen.“

Demographiefaktor

Schmid machte deutlich, dass
die demographische Entwick-
lung die Kommunen in Deutsch-
land und auch im Freistaat vor
immer größere Probleme stellt.
Sie habe nicht nur Auswirkun-
gen auf die Sicherung und Wei-
terentwicklung der kommunalen
Daseinsvorsorge, sondern wirke
sich auch auf den kommunalen
Finanzausgleich aus: „Die Baye-
rische Staatsregierung hat des-
halb vor kurzem Vorschläge für
eine Reform des Kommunalen
Finanzausgleichs unterbreitet
und auf Anregung von Innenmi-
nister Dr. Günther Beckstein
vorgeschlagen, einen Demogra-
phiefaktor für Bevölkerungs-
rückgänge in den kommunalen
Finanzausgleich einzubauen.“ 

Von entscheidender Bedeu-
tung für die kommunalen Haus-
halte, so Schmid weiter, sei auch
die Umsetzung des Konnexitäts-
prinzips: „Mit der Konsultati-
onsvereinbarung der kommuna-
len Spitzenverbände mit der
Staatsregierung von Mai 2004
unterliegt das Konnexitätsprin-
zip jetzt seit gut eineinhalb Jah-
ren dem Praxistest. Aus unserer
Sicht hat es diesen bestanden!“
So hätten Staat und kommunale
Seite in vielen Fällen nach inten-
siven Gesprächen schnell und
unkompliziert ein Einvernehmen
erzielen können. Schmid: „Man-
che Regelung, die man früher
wohl getroffen hätte, unterbleibt
heute. Damit leistet das Konne-
xitätsprinzip auch einen echten
Beitrag zur Deregulierung.“

Kommunaloffensive

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund erwartet von der
neuen Bundesregierung eine
Kommunaloffensive zur Stär-
kung der Städte und Gemeinden.
Nur so könne das notwendige
Hoffnungssignal für einen Auf-
schwung die Bürger erreichen.
Dazu gehöre auch eine Kommu-
nalverträglichkeitsprüfung für al-
le politischen Vorhaben, sei es im
Bereich der Steuern oder des 
Sozialrechts, betonte Dr. Gerd
Landsberg, Geschäftsführendes
Präsidialmitglied des DStGB.
Benötigt werde eine grundlegen-
de Reform des Staates, die sicher-
stellt, dass endlich Einnahmen
und Ausgaben wieder in einem
vernünftigen Verhältnis stehen. 

Zu den zentralen Aufgaben der
neuen Regierung zählen die
Städte und Gemeinden verbes-
serte Rahmenbedingungen für
mehr Wachstum und damit die
Schaffung von mehr Arbeitsplät-
zen, die Reform des Föderalis-
mus und die Umsetzung der Ge-
meindefinanzreform im Rahmen
der Neuordnung der Unterneh-
menssteuern. 

Experimentalregionen

Durch echten Bürokratieabbau
muss Landsberg zufolge die
Handlungsfähigkeit der Kom-
munen gestärkt werden. Hier lie-
ge ein enormes Einsparpotenzi-
al. Im Zweifel müsse der Grund-
satz gelten: Vorrang für Arbeits-
plätze und Verzicht auf die Rege-
lung. Gerade die Kommunen
seien aufgrund ihrer Bürgernähe
in der Lage, sinnvolle Bürokratie
von sinnloser zu unterscheiden.
Erforderlich seien beispielsweise
Experimentalregionen, in denen
die Kommunen in Abstimmung
mit den Institutionen der Wirt-
schaft auf überflüssige Bürokra-
tie verzichten dürfen. Ausge-
wählte Kommunen sollten von
staatlichen Vorschriften freige-
stellt werden. DK

Vitaler Marktplatz der ...

Umständen Kenntnis hatten.
Ein Aufsichtsratsmitglied der

Gesellschaft haftet persönlich
mit seinem Vermögen für den
dem Unternehmen durch eine
Amtspflichtverletzung entstan-
denen Schaden. Den Regress
geltend zu machen, ist grund-
sätzlich Sache des Vorstands
bzw. der Geschäftsführung. Der
Vorstand bzw. die Geschäfts-
führung muss zur Begründung
der Klage nicht nur eine eigene
Pflichtverletzung aufdecken,
sondern auch dartun, dass diese
durch mangelnde Überwachung
des Aufsichtsrates verschuldet
worden ist. Sie müssen also
Überwachungsmängel ihres Kon-
trollorgans aufdecken. Kein Vor-
stand oder Geschäftsführer wird
dies gerne tun. Die weitaus mei-
sten Regressklagen werden des-
halb von Insolvenzverwaltern er-
hoben, die keine Rücksichten zu
nehmen brauchen und ihre eige-
ne Haftung nach Konkursord-
nung vermeiden möchten. Die
Pflichtverletzungen verjähren
nach fünf Jahren. Die Frist be-
ginnt mit der Entstehung des An-
spruchs. 

Freistellungsanspruch

Nach den jeweiligen Bestim-
mungen der Gemeindeordnung
haftet für die Vertreter der Kom-
mune bei einfacher Fahrlässig-
keit die Kommune (Freistel-
lungsanspruch des Aufsichtsrats-
mitgliedes gegenüber der Ge-
meinde); für grobe Fahrlässig-
keit oder Vorsatz bleibt die Haf-
tung durch den Aufsichtsrat be-
stehen. Mit dem Abschluss einer
D&O-Versicherung (Directors
Officers Liability Insurance)
durch die Gesellschaft, bei der
das Unternehmensinteresse im
Vordergrund steht, können die
persönlichen Haftungsrisiken
von Geschäftsführern und Auf-
sichtsräten abgedeckt werden.
Versichert ist dabei das Risiko
der Unternehmensleiter, für
Schäden zu haften, die durch ihr
betriebliches Handeln entstehen
können.

Wer als Aufsichtsrat die Ver-
hältnisse der Gesellschaft in Dar-
stellungen und Übersichten wie-
dergibt oder verschleiert und in
Aufklärungen oder Nachweisen,
die einem Prüfer zu geben sind,
falsche Angaben macht oder die
Verhältnisse der Gesellschaft un-
richtig wiedergibt oder ver-
schleiert wird mit einer Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren
oder einer Geldstrafe belegt.    ?

Teil 1 dieses Artikels „Das
Amt des Aufsichtsrates im
Kommunalen Unterneh-
men“ veröffentlichten wir
in Ausgabe Nr. 20 der
Bayerischen Gemeinde-
zeitung. GZ-Abonnenten
finden den Text im
Archiv unserer Website
www.gemeindezeitung.de.

ende hinaus fort. Als Dritter,
dem gegenüber die Verschwie-
genheit zu wahren ist, ist für den
Vertreter der Kommune im Inter-
esse der Funktionsfähigkeit der
Gesellschaft grundsätzlich auch
die Kommune selbst mit ihren
Organen anzusehen, weil auf
diesem Wege mangels hinrei-
chender Vertraulichkeit vermehrt
Informationen an die Öffentlich-
keit gelangen würden. 

Offenbarungsrechte 
gegenüber der Kommune

Die Frage der Offenbarungs-
befugnis stellt sich vor allem
dann, wenn die Kommune von
ihrem Aufsichtsratsmitglied Be-
richte erwartet, die gesetzlichen
Regeln ihn aber zur Verschwie-
genheit verpflichten. So haben
nach den Gemeindeordnungen
diejenigen, die von der Kommu-
ne entsandt oder auf ihre Veran-
lassung gewählt wurden, die
Kommune über alle wichtigen
Angelegenheiten möglichst früh-
zeitig zu unterrichten und ihr auf
Verlangen Auskunft zu erteilen.
Hier gilt: Bundesrecht bricht
Landesrecht, d.h. die gesell-
schaftsrechtliche Verschwiegen-
heitspflicht geht der Gemeinde-
ordnung und anderen Landes-
vorschriften vor. 

Allerdings ermöglicht § 394
AktG, der auch für GmbHs ana-
log anwendbar ist, Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse dann und
nur insoweit der Gebietskörper-
schaft zu offenbaren, als ihre
Kenntnis für die Zwecke der Be-
richte von Bedeutung ist, damit
die benötigten Informationen zur
sachgerechten Verwaltung des
Beteiligungsbesitzes vorliegen.
Eine allgemeine Berichtspflicht
gegenüber der Kommune be-
steht dabei allerdings nicht. Als
Empfänger der Berichte kom-
men dabei neben der Kämmerei
oder dem Rechnungsprüfungs-
amt auch die mit der Verwaltung
und Prüfung betrauten Gemein-
deräte und Ausschüsse in Be-
tracht.

§ 395 Abs. 1 AktG verpflichtet
die Empfänger der Berichte des
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GZ-Fachtagung im Rahmen der Kommunale:

„Die virtuelle Behörde
- Update 2005“

Zum 9. Male bereits lud die Bayerische Gemeindezeitung
zu ihrer - diesmal zweitägigen - Zukunftswerkstatt öffent-
liche Verwaltung ein. „Die virtuelle Behörde“ war dabei
erstmals Partner der Kommunale in Nürnberg, der ba-
yernweit größten Fachmesse für Kommunalbedarf.

Die virtuelle Kommunikation der Behörden untereinander
und mit deren „Kunden“, den Bürgerinnen und Bürgern, ist
seit der ersten GZ-Veranstaltung in Starnberg mit Riesen-
schritten vorangekommen. Heute durchdringt das Internet die
Verwaltung. Tatsache ist, dass alle die Fortschritte der techno-
logischen Revolution des 21. Jahrhunderts nutzen. Fakt ist
aber auch, dass je intensiver sich die Verwaltungen dem eGo-
vernment öffneten, sich umso mehr neue Einsatzmöglichkei-
ten und Chancen, aber auch Gefahren, ergeben haben.

Umfassender Überblick über aktuellste Trends

Mit einem umfangreichen Ausstellungs- und Vortragspro-
gramm lieferte die GZ erneut einen ebenso umfassenden wie
detaillierten Überblick über die aktuellsten Trends. Dabei stan-
den neben dem gemeinsamen Bildungsportal der Bayerischen
Behörden BayLearn und der Sicherheit von Bürgerdaten u. a.
die Zukunft mit GIS, die elektronische Aktenführung in der
Kommunalverwaltung sowie webbasierte Auskunftssysteme
für die moderne Kommune im Blickpunkt der Diskussion. Be-
sonderes Interesse fand der Vortrag von Ulf Brümmel von der
Bundesdruckerei GmbH, die ab Herbst die elektronischen Rei-
sepässe für Deutschland herstellt. Doch damit nicht genug:
Das Unternehmen wird auch den insgesamt 5700 Passbehör-
den in Deutschland die dafür notwendige zusätzliche Infra-
struktur wie Visualisierungsgeräte oder später Fingerabdruck-
Scanner, zur Verfügung stellen.

Für konkrete Sachfragen standen Aussteller und Referenten
zur Verfügung. Unter den zahlreichen Besuchern wurden
während der Veranstaltung Ballettkarten verlost. DK

Für zehn glückliche Gewinner der GZ-Verlosung wurde in der
Münchner Philharmonie eine der vollkommensten Inkarnatio-
nen des klassisch-romantischen Ballets dargeboten: „Giselle“,
präsentiert vom Russischen Nationalballett aus Moskau, verzau-
berte mit seiner grandiosen Virtuosität und Ästhetik. Ein für-
wahr großartiges Erlebnis, so die übereinstimmende Meinung
des dankbaren Publikums. ?

Beck-Kommunalpraxis Bayern plus:

Erste umfassende Online-
Lösung für Kommunen

Die „Praxis der Kommunalverwaltung“, herausgegeben vom
traditionsreichen Beck’schen Kommunal- und Schul-Verlag,
ist das seit Jahrzehnten bewährte Standardwerk mit etwa
36.000 Seiten zu allen praxisrelevanten Rechts- und Arbeitsge-
bieten der kommunalen Verwaltung in Bayern. Kompetente
und erfahrene Fachleute aus den zuständigen Ministerien,
kommunalen Spitzenverbänden, Verwaltungsbehörden und
der sonstigen Rechtspraxis gewährleisten ein Höchstmaß an
Kompetenz und Rechtssicherheit.

Dieses Werk steht nun auch
online zur Verfügung: Das
Fachmodul „Beck-Kommunal-
praxis Bayern plus“ bietet
Kommentare und Darstellungen
zu Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften von Bund, Ländern
und Kommunen - intelligent
verknüpft und länderspezifisch
aufbereitet. Als Ergänzung hier-
zu dienen die Beck’schen Ge-
setze Digital mit rund 1.500 Ge-
setzen und Verordnungen des
Bundes (Schönfelder, Sartorius,
Nipperdey, Aichberger ...), den
rund 200 wichtigsten EU-, UN-
und sonstigen internationalen
Vorschriften sowie Landesrecht
im Umfang der Beck’schen Lo-
seblatt-Textsammlungen Fuhr/
Pfeil und März.

Umfangreiche Inhalte

Ebenfalls enthalten sind Ent-
scheidungen der Verwaltungs-
gerichte und anderer Gerichts-
zweige aus den Beck’schen
Zeitschriften und aktuell direkt
von den Gerichten im Volltext
(BeckRS) mit den Schwerpunk-
ten VGH, OVG und BVerwG.
Darüber hinaus beinhalten die
Module die Neue Juristische
Online-Zeitschrift, NJOZ, ab
2001, sowie Aufsätze und Ma-
terialien aus NVwZ (ab 1982),
NVwZ-RR (ab 1988) und LKV
(ab 1991). Fachnews runden
das Angebot ab.

Zahlreiche Vorteile

Die Vorteile liegen auf der
Hand:
? Das gesamte Bundes-, Lan-
des- und Kommunalrecht in ei-
ner einzigen Datenbank, direkt
am Arbeitsplatz 

? praxisnahe, anschauliche und
leicht verständliche Gesamtdar-
stellung 
? überzeugendes Zusammen-
spiel von Texten, Kommentie-
rungen und Rechtsprechung 
? Erläuterungen, Beispiele,
Muster, Formblätter, Organi-
gramme, Anmerkungen und
Verweisungen 
? Bearbeitung aller Einzelthe-
men durch ausgewiesene Ex-
perten aus Ministerien, Spitzen-
verbänden, Verwaltungsbehör-
den und der sonstigen Recht-
spraxis 
? renommierte Beck’sche Ge-
setzessammlungen
? Rechtsprechung im Volltext
sowie aktuell und direkt von
den Gerichten (BeckRS) 
? führende Verwaltungs-Zeit-
schriften mit den meisten Le-
sern - NVwZ, NVwZ-RR, LKV
inklusive umfangreicher elek-
tronischer Archive bis 1982 
? mehr Rechtssicherheit bei
Detail-Entscheidungen der ein-
zelnen Mitarbeiter 
? zielsicherer Zugriff über
komfortable Suchmasken 
? Gesetze, Rechtsprechung, Auf-
sätze - intelligent verlinkt 
? Recherche in der gesamten
Datenbank beck-online inklusi-
ve, z.B. im Fachmodul Verwal-
tungsrecht plus, in weiteren
Kommentaren, Zeitschriften...
(Einzeldokument) 
? immer auf dem Laufenden
durch ständige Online-Aktuali-
sierungen und regelmäßige Up-
dates 
? wahlweise auf CD-ROM mit
online-Anbindung oder direkt
online 
? einfache Nutzung an mehre-
ren Plätzen/kostengünstiges In-
tranet möglich. DK

Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern:

Aus der Praxis für die Praxis
Weit über 1.000 Besucher verzeichnete die AKDB auf der Kom-
munale in Nürnberg. Besonders gefragt waren Gespräche mit
Anwendern aus verschiedenen Verwaltungen in Bayern, die den
Einsatz von AKDB-Lösungen in ihrer täglichen Praxis mit den
Besuchern diskutierten. 

An jedem Präsentationspunkt
standen die kommunalen Exper-
ten zusammen mit den Anwen-
dungsberatern des kommunalen
Software- und IT-Hauses aus-
führlich Rede und Antwort .
Ebenfalls gut besucht war das zu-
sätzliche Vortragsprogramm, das
die AKDB direkt am Stand anbot.
Hier konzentrierte sich das Inter-
esse vor allem auf das Neue
kommunale Finanzwesen (OK.
FIS NKFW) sowie weitere Neu-
heiten im Baubereich und im Per-
sonalwesen, die von der AKDB
erstmals vorgestellt wurden. 

Durch den bereits Anfang der
neunziger Jahre in Gang gekom-
menen Reformprozess „Neues
Steuerungsmodell“ entwickelte
sich ein Bündel von Maßnah-
men, um „Verwaltungsbüro-
kratien“ zu kundenorientierten
Dienstleistungsorganisationen
zu transformieren. Für die Schaf-
fung von mehr Transparenz in
den Verwaltungsprozessen für
die Bürgerschaft und Politik und
das Erreichen einer höheren in-
tergenerativen Gerechtigkeit ist
es notwendig, das bisherige nur
auf Einnahmen und Ausgaben
ausgerichtete Geldverbrauchs-
konzept durch ein komplettes
Ressourcenverbrauchskonzept
mit Nachweis des Vermögens
und der Schulden der Kommune
abzulösen. 

Kommunale Doppik

Mit diesen neuen Anforderun-
gen erreicht die heutige Kamera-
listik die Grenzen ihrer Lei-
stungsfähigkeit. Mit einem neuen
Haushaltsrecht auf Basis der
kaufmännischen Buchführung
(kommunale Doppik) ist der Res-
sourcenverbrauch in einem ge-
schlossenen System darstellbar. 

Die Ende der neunziger Jahre
angestrebte Lösung mit Überlei-
tung von kameralem Buchungs-
stoff in doppische Systeme zur
Erzeugung von kaufmännischen
Abschlüssen wurde von der
AKDB nicht weiterverfolgt.
Schnell wurde deutlich, dass dies
durch Abstimmungs- und Ab-
grenzungsprobleme keine den
Anforderungen des „Neuen Steue-
rungsmodells“ gerechte Lösung
sein kann. Deshalb entschied
man sich frühzeitig für die Neu-
entwicklung einer voll integrier-
ten Drei-Komponenten-Rech-
nung (Vermögens-/Erfolgs- und
Finanzrechnung) nach den Vor-
schlägen des Arbeitskreises
„Doppik“ der Innenminister-Kon-
ferenz (IMK). Durch den Be-
schluss vom 21.11.2003 der IMK
und der damit verabschiedeten
Leittexte für die länderspezifi-
sche Gesetzgebung wird das von
der AKDB mit OK.FIS NKFW
umgesetzte Konzept einer kom-

munalen Doppik voll bestätigt.
OK.FIS NKFW kann auto-

nom, im Service-Rechenzen-
trum (geplant ab 2006) oder im
Outsourcingbetrieb eingesetzt
werden. Die Anpassungen an 
die Software, die sich gegebe-
nenfalls durch das laufende Ge-
setzgebungsverfahren für die
KommHV Doppik im Detail
noch ergeben können, werden
auf allen Plattformen zeitnah
umgesetzt. Die Gewährleistung
des entsprechenden Daten-
schutzes und der Datensicherheit
ist in OK.FIS NKFW selbstver-
ständlich. DK

Funktionen und Vorzüge
von OK.FIS NKFW

? Für das Haushaltsjahr werden die Ansätze beschlossen, Er-
mächtigungen erteilt und die Auswirkungen in der Planung
der Folgejahre beschrieben. 
? Die Budgetierung unterstützt die Haushaltserstellung nach
outputorientierten (produktspezifischen) oder organisatori-
schen Gesichtspunkten. 
? Die Darstellung der Ressourcen auf der Basis von Produk-
ten (Produktbereichen, - gruppen, Produkten, Leistungen je
nach Bedarf) wird durchgängig für die Planung, Bewirtschaf-
tung, Geschäftsbuchführung und Zahlungsabwicklung ange-
wendet. 
? Die Bewirtschaftung des Haushaltes erfolgt im Rahmen
der rechtskräftig bzw. vorläufig bereitgestellten Mittel (aktive
oder passive Mittelkontrolle). 
? Der Haushalt wird in der Geschäftsbuchführung und der
Zahlungsabwicklung/Kasse ausgeführt. 
? Die Geschäftsbuchführung basiert auf den Grundsätzen
ordnungsgemäßer Buchführung für Kommunen (GOB-K).
Sie erfolgt im Zweikreissystem der doppelten Buchführung in
Form von Konto- und Gegenkontobuchungen. 
? Das Vieraugenprinzip regelt die Verbindung zwischen der
Geschäftsbuchführung und der Zahlungsabwicklung/Kasse. 
? Das Vermögen (Sach- und Geldvermögen) und die Kredite
werden flächendeckend erfasst und bewertet. Die Vermögens-
buchführung OK.FIS VMB ist als Nebenbuchhaltung inte-
grierter Bestandteil des Finanzwesens. Die Eröffnungsbilanz
liefert die erstmaligen Werte für den Stichtag der Doppik-Um-
stellung. 
? Die Personenkontenführung ist eine (integrierte) Neben-
buchhaltung des Finanzwesens. Nicht ausgeglichene offene
Posten werden als Forderungen und Verbindlichkeiten in der
Bilanz ausgewiesen. 
? Der Jahresabschluss weist die Aufwände und Erträge, die
Bestände und die Ein- und Auszahlungen aus. Es erfolgt ein
Vergleich mit der Planung und den Ermächtigungen. Der Ab-
schluss enthält begründende Anlagen und die Spiegel der Ne-
benbuchhaltungen (Anlagenspiegel, Forderungs- und Ver-
bindlichkeitenspiegel etc.) 
? Die Kosten- und Leistungsrechnung OK.FIS KLR kann zur
Ermittlung der Internen Leistungsbeziehungen genutzt werden.
Ihr Einsatz wird in einigen Bundesländern vorgeschrieben.

Das Anwendungsverfahren OK.FIS ermöglicht die effizien-
te Sachbearbeitung für den Bereich Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen. OK.FIS ist verfügbar auf MS Windows;
Datenbanksystem ORACLE. Mögliche weitere Systemplatt-
formen auf Anfrage. DK
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50 x ein komplettes Geoinformationssystem für nur € 90,- im Monat!
Inkl. Installation u. Schulung; „vor Ort“-Service und  -Support und alle Softwareupdates!!!

Aktion befristet bis 31.Januar 2006!  
Nur 50 Sondermodule stehen zur Verfügung! 
Eingangsdatum der Bestellung entscheidet!

idomeo GmbH ? clemens-brentano-straße 1 ?84034 landshut ?Tel.(0871) 6877578 ? info@idomeo.com

Info und Bestellung an info@idomeo.com oder M. 0179 5345796

idomeoKOMMpakt
das erfolgreiche Geoinformationssystem!

Kommunix:

Spezialist für kommunale
Software-Systeme 

Ein engagiertes und motiviertes Mitarbeiter-Team ist der zentra-
le Baustein für den Erfolg eines Unternehmens und seiner Pro-
dukte. Vertrauen, Offenheit und Kompetenz sind die unverzicht-
baren Eckpfeiler bei der Entwicklung eines solchen Teams. Diese
Überzeugungen prägen die Unternehmenskultur der Kommunix
GmbH, einem mittelständischen Unternehmen mit Sitz in Unna,
das seit über zehn Jahren erfolgreich Softwarelösungen für den
kommunalen Verwaltungsbereich entwickelt und vertreibt. Stetig
wächst dabei die Zahl zufriedener Kunden.

Die Kommunix GmbH ent-
wickelt ihre Softwarelösungen
in enger Zusammenarbeit mit
den jeweiligen Fachämtern „aus
der Praxis - für die Praxis“. Da-
bei ist ein Auftrag nicht mit der
Installation und Schulung vor
Ort abgeschlossen; ein kontinu-
ierlicher Kunden-Kontakt er-
möglicht die praxisorientierte

Weiterentwicklung der bewähr-
ten Produkte. Eine weitere Stär-
ke von Kommunix ist der um-
fangreiche Service.

Groß ist die Zahl der Dienst-
leistungen:
? persönliche Beratung am Te-
lefon und/oder per E-Mail
? Workshops
? Wartung, d. h. kontinuierli-

che Updates - orientiert an Kun-
denwünschen und Gesetzesän-
derungen
? Inhouse-Schulung
? Handbücher auch in ge-
druckter Form
? Im Verfahren integrierte Mul-
timedia-Hilfe
? Internet-Forum

Laufende Anpassung 
der Software

Die Software wird den aktuel-
len rechtlichen und technischen
Gegebenheiten laufend ange-
passt. Als Spezialist für kommu-
nale Software-Systeme ent-
wickelt Kommunix entsprechend
den Kundenerwartungen die rich-
tige und preisgünstigste Lösung. 

Mit dem Software-Paket
FundVIS wurde beispielsweise
ein umfangreiches Programm
entwickelt, mit dem sich die Ar-
beiten im Fundbüro einfach und
schnell abwickeln lassen. Kern-
stück des Programms ist die
Speicherung aller Daten in einer
zentralen Datenbank mit allen
Informationen zu Art und Wert
des gefundenen Gegenstandes,
zu Fundort und Fundzeitpunkt,

zum Aufbewahrungsort sowie
zu den persönlichen Angaben
des Finders. Auswahllisten be-
schleunigen die Erfassung der
Daten. Das Programm leistet
die automatische Berechnung
der Gebühren und des Finder-
lohns. Die Suche nach einem
verlorenen Gegenstand gestaltet
sich rasch und bequem, denn in
Sekundenschnelle ist das Su-
chergebnis auf dem Bildschirm
präsent.

Vereinfachte Abläufe

Zur Beschleunigung der ein-
zelnen Vorgänge müssen die
Eingabemasken des Programms
nicht komplett ausgefüllt wer-
den. Teilangaben reichen aus.
Sind die Daten einer Fundsache
eingegeben, lassen sich Fundan-
zeigen und diverse Beschrei-
bungen per Maus-Klick direkt
ausdrucken.

Die Kommunix-Produkte sind
allgemein so konzipiert, dass sie
sich problemlos in andere Syste-
me einbinden lassen. Das ver-
kürzt die Informationswege und
vereinfacht die Arbeitsabläufe.
Personenbezogene Angaben in
FundVIS können beispielsweise
bei Anbindung an das Einwoh-
nermeldewesen direkt aus diesen
Datenbeständen übernommen
werden. Selbstverständlich über-
prüft Kommunix, ob das ent-
sprechende Einwohnermeldesy-
stem an FundVIS angebunden
werden kann. DK

idomeo GmbH:

Die Gemeinde auf
dem Bildschirm

Das grafische Informationssystem idomeoKOMMpakt wird
seit 1999 von der Firma mit idomeoSOFTWARE GmbH,
Landshut, in enger Zusammenarbeit mit Gemeinden und In-
genieurbüros entwickelt. Zielvorgabe war es, ein für bayeri-
sche Kommunen umfassendes, leicht bedienbares und dabei
besonders kostengünstiges Informationssystem zu erstellen
(standardmäßig mit ALB, DFK, Katasterdaten, u.v.m.).

Der Gemeindeverwaltung er-
möglicht es einen schnellen Zu-
griff auf Einwohner- und Flur-
kartendaten. Zudem wird auf
Standardanwendungen zurück-
gegriffen, was die optimale
Kompatibilität zu vorhandenen
Systemen gewährleistet und
gleichzeitig die Softwarekosten
und den Schulungsaufwand mi-
nimiert.

Die vielfältigen Einsatzmög-
lichkeiten und die erhebliche
Zeitersparnis bei den verschie-
densten Verwaltungsarbeiten er-

höhen die Effizienz und Wirt-
schaftlichkeit der Mitarbeiter,
so dass sich idomeoKOMM-
pakt ab der ersten Minute be-
zahlt macht. 

Die Mitarbeiter in den Kom-
munalverwaltungen erhalten ei-
ne Software, die einen übergrei-
fenden Datenaustausch zwi-
schen den einzelnen Verwaltun-
gen und auch Ingenieurbüros si-
cherstellt. Auch Anwender ohne
PC-Erfahrung können mit ido-
meoKOMMpakt sofort arbei-
ten. DK

Großer Andrang
bei Gewinnspiel 

Die Möglichkeit, drei digitale Baubücher der Landshuter
idomeo Software GmbH im Wert von je 980 Euro zu ge-
winnen, fand große Aufmerksamkeit bei den Besuchern
der Kommunale 2005. Mehr als 100 Kommunen nahmen
am Wettbewerb teil. Aufgabe war es, eine Entfernung vom
Stand der idomeo GmbH zu einem vorgegebenen Punkt in
der Halle zu schätzen. 

Das Ergebnis überraschte, da alle Teilnehmer nur mit gerin-
gen Abweichungen die Entfernung ziemlich genau einzuschät-
zen wussten. Unter Aufsicht von GZ-Redakteurin Doris Kirch-
ner ermittelten schließlich die Geschäftsführer der idomeo
GmbH, Franz Held und Helmut Seidel, die Entfernung mit ei-
nem elektronischen Tachymeter auf 3 mm genau. Der „beste
Schätzer“ war Rudolf Geltinger von der Gemeinde Mitterskir-
chen, der mit 26,87 m nur um 11,2 cm daneben lag. Rang 2 be-
legte Andreas Bachmeier von der Gemeinde Winzer, Dritter
wurde  Ernst Stross von der Stadtverwaltung Hammelburg.   DK

InfraServ Gendorf:

Lösungen für die
innovative Behörde

Als Standortbetreiber unterstützt InfraServ Gendorf mit einer
Vielzahl von Systemleistungen: Technische Services im Anlagen -
bau und der Instandhaltung, bei der Konzeption und Realisie-
rung von Logistikkonzepten, bei der Implementierung von IT-
Lösungen, mit einem großen Aus- und Weiterbildungsangebot,
mit eigenen Anlagen zur Energiegewinnung und Entsorgung
von Abfällen und Abwässern, bei Arbeitsschutz, Anlagen- und
Umweltüberwachung und Genehmigungsverfahren, selbst beim
Erwerb von Baugrundstücken und Bauprojekten. 

Erfahrene Fachleute begleiten
alle Ihre Vorhaben - von der er-
sten Idee bis zum realisierten
Projekt und darüber hinaus. An
einem Standort, der es auf ein-
zigartige Weise versteht, tradi-
tionelle Industriekultur mit ei-
nem innovativen Dienstlei-
stungsspektrum zu vereinen.

Zuverlässiger Partner

Die Business Unit IT-Servi-
ces der InfraServ Gendorf ist
der führende IT-Systemdienst-
leister in Ostbayern. Er verfolgt
das Ziel, bedarfs- und anwen-
dergerechte Informations- und
Kommunikations-Systeme zu
realisieren. Mit seinen erfahre-
nen Fachleuten deckt er nicht
nur den kompletten Lebenszy-
klus individueller IT-Lösungen
ab - von der Beratung, über 
Projektierung, Implementierung
und Integration bis hin zum Be-
trieb, sondern versteht es darü-
ber hinaus, das perfekte Zusam-
menspiel seiner Fachteams ge-
winnbringend einzusetzen, um
integrierte und intelligente Lö-
sungen zu schaffen. Städte, Land-
kreise und Kommunen schät-
zen InfraServ als zuverlässigen
Partner für die Umsetzung inno-
vativer IT-Lösungen, wie z.B.
eGovernment-Solutions. Für
Mittelstand, Großunternehmen
und Öffentlichen Dienst in Ost-
bayern bietet das Unternehmen
maßgeschneiderte Lösungen -
mit ganzheitlichem Anspruch
und modularem Nutzen.

Für die Kommunen bietet die
Internet-Kommunikation ein er-
hebliches Potenzial zur Kosten-
reduktion. Jahrelange Erfahrung
aus der Arbeit mit Landkreisen
und Kommunen verknüpft das
Unternehmen mit seiner fun-

dierten IT-Kompetenz. Daraus
generiert InfraServ auf die 
Bedürfnisse der Öffentlichen 
Dienste abgestimmte Lösungen:
? InfraForms: Elektronische For-
mulare zur Reduzierung von
Behördengängen. Möglichkeiten
der digitalen Signatur und auto-
matischen Archivierung machen
dieses Produkt zu einem kosten-
und zeitsparenden Werkzeug für
kommunale Prozesse. 
? Elektronische Formularbear-
beitung wird sinnvoll ergänzt
durch ein DMS (Dokumenten-
managementsystem). Speziell
für die Langzeitarchivierung.
Komplexe Anträge komfortabel
ablegen und wieder aufrufen.
Sofortiger Zugriff auf notwen-
dige Informationen aus anderen
Bescheiden. Übergreifend über
alle Sachgebiete verbessert ein
DMS erheblich die Durchlauf-
zeiten. Ein wichtiger Bestand-
teil des Workflows sind DMS
und Arvchivsysteme.
? Content-Management-Syste-
me: Webbasiertes Erstellen,
Prüfen, Freigeben und Publizie-
ren von strukturierten Inhalten;
rollenbasiertes Berechtigungs-
und Prozessmodell für Freigabe
und Genehmigung; Trennung
von Inhalt, Layout und Struktur.
? Fobian: Browserbasiertes 
Kursmanagement zur Lehrer-
fortbildung für eine komforta-
ble Planung und eine transpa-
rente Dokumentation pädagogi-
scher und fachlicher Weiterent-
wicklung. 
? ERP-Systeme in der Verwal-
tung (Doppik): Detaillierte
Kenntnisse von öffentlichen
Strukturen sind die Basis für
branchenspezifische Anpassung
von Standard ERP-Systemen
auf die Bedürfnisse in der öf-
fentlichen Hand. DK

E-Gov beschleunigt
Verwaltungsvorgänge 

Medienbruchfreie Kommunikation zwischen
Behörden als Hauptanwendung 

E-Government braucht einen Richtungswechsel. Oberste Prio-
rität muss eine medienbruchfreie Kommunikation zwischen
Verwaltungen haben. Hauptfokus darf auch nicht die Technik
sein, sondern die Umgestaltung von Verwaltungsabläufen.

Als Hauptzielgruppe von E-
Government-Anwendungen
wurden in den vergangenen Jah-
ren überwiegend die Bürger ge-
sehen. Nicht zuletzt aufgrund ei-
ner oft nur mäßigen Akzeptanz
hat sich diese Betrachtungsweise
geändert. Immer häufiger wer-
den Anwendungen für Unterneh-
men realisiert. Banken, Notare,
Steuerberater, Architekten, Aus-
kunfteien usw. haben regelmäßig
Kontakt zu Behörden. Die Fall-
zahlen liegen hier viel höher als
bei den Bürgern.

Eine medienbruchfreie Kom-
munikation bietet deshalb so-
wohl auf der Unternehmer- als
auch Behördenseite einen un-
mittelbaren Mehrwert. Ein Bei-
spiel hierfür sind die einfachen
Melderegisterauskünfte, die
über ein zentrales Portal me-
dienbruchfrei an Unternehmen
erteilt werden.

Wachstum
„von innen heraus“

Eine noch wichtigere Ziel-
gruppe für E-Government ist al-
lerdings die Verwaltung selbst.
E-Government muss „von innen
heraus“ wachsen. Die Behör-
denkommunikation muss me-
dienbruchfrei gestaltet werden.
Dass die gleichen Daten von
verschiedenen Behörden immer
wieder neu erfasst werden,
muss der Vergangenheit an-
gehören.

Ein Vorzeigebeispiel, bei dem
diese Medienbrüche überwun-
den wurden, ist die Gewerbe-
anmeldung. Die Durchschläge
des Erhebungsformulars gingen
früher an zwölf verschiedene
Behörden und wurden dort neu
erfasst. Mit dem Verfahren GE-
WAN werden die Daten nur
noch einmal erfasst und elektro-
nisch weitergeleitet. Das feder-
führende Landesamt für Stati-
stik und Datenverarbeitung hat
neben dem Zeitgewinn eine 
Ersparnis von etwa 1,3 Mio.

Formularen jährlich errechnet.
Ähnlich wird die Kommuni-

kation zwischen Meldebehör-
den ab 1.1.2007 laufen. Nach
Umzügen von Bürgern wird es
nur noch eine elektronische
Rückmeldung zwischen den be-
teiligten Behörden geben.

Vom Papier zur Elektronik

Damit E-Government wirk-
lich erfolgreich werden kann,
bedarf es eines grundlegenden
Wechsels der „Verwaltungskul-
tur“. Die Verwaltung arbeitet
immer noch äußerst „papierbe-
zogen“. Die Einführung von
Dokumenten-Management-Sy-
stemen (DMS) mit elektroni-
schen Akten steht noch am An-
fang. Der Umstieg - auch „men-
tal“ - vom Papier zur Elektronik
ist jedoch Grundvoraussetzung
für eine medienbruchfreie Ar-
beitsweise.

Technik als „Treiber“

Als weiterer Paradigmen-
wechsel ist der Umstieg von der
institutions- zur prozessorientier-
ten Aufgabenerledigung erfor-
derlich. Bisher war für eine Auf-
gabe eine bestimmte Verwal-
tungseinheit zuständig. Künftig
werden mehr die Verwaltungs-
abläufe (Prozesse) im Mittel-
punkt stehen. Diese gilt es zu
analysieren und ggf. mit den mo-
dernen Hilfsmitteln des E-Go-
vernments zu verbessern. Die
Technik ist dabei allenfalls der
„Treiber“, nicht der Motor.

Die Anpassung von Verwal-
tungsprozessen ist eine zutiefst
organisatorische bzw. gestalten-
de Aufgabe. Künftig sollen z.B.
Personenstandsurkunden von
Bürgern bei jedem Standesamt
angefordert werden können.
Um dies zu ermöglichen, ist ei-
ne Änderung des Personen-
standsrechts erforderlich. Des-
halb ist auch der Gesetzgeber
gefordert. Richard Stelzer, IBSt

Siemens Business Services:

Digitalisierung 
britischer Urkunden

Siemens Business Services wird alle Geburts-, Heirats- und To-
desurkunden der Briten von 1837 bis heute in eine einzige Da-
tenbank transferieren. Der Auftrag kommt vom britischen Offi-
ce for National Statistics (ONS). Siemens wird dafür mehr als
250 Millionen Urkunden scannen, digitalisieren und indizieren.

Das über drei Jahre laufende
Projekt ist Teil der Modernisie-
rung der Behörde. Die elektro-
nische Aufbereitung der Infor-
mationen erleichtert es künftig,
Einsicht in die Daten oder Ko-
pien der Urkunden zu erhalten.
Der frühere arbeitsintensive
manuelle Prozess wird rationa-
lisiert und automatisiert. Die
Verwaltung wird dadurch effizi-
enter, Anfragen können schnel-
ler erledigt werden. ONS hat al-
lein im letzten Jahr mehr als
zwei Millionen Anfragen nach
Urkunden erhalten. 

Große Auszeichnung

Carrie Armitage, Project Di-
rector bei ONS sagte: „Es ist
wichtig, neue Lösungen zu ent-
wickeln, die Zeit und Geld spa-
ren und der Öffentlichkeit besse-
re Services bieten besonders vor
dem Hintergrund steigender An-
fragen nach Zertifikaten.“ „Es ist
für uns eine Auszeichnung, ein
so umfangreiches Projekt mit
dieser historischen Dimension
zu übernehmen“, so Christian
Oecking, der das weltweite Out-
sourcing-Geschäft bei Siemens
Business Services leitet. „Wir
haben die Expertise um das Pro-
jekt in jeder Phase sicher und in
bester Qualität umzusetzen.“ 

Das ONS-Mikrofilm-Archiv
der Papierurkunden reicht bis in
das Jahr 1837 zurück. Alle
80.000 Filme werden in Groß-

britannien gescannt, verschlüs-
selt und danach digitalisiert zur
Datenerfassung nach Indien ge-
schickt in das dortige Siemens
Business Process Operation
Center.

Die extrem hohen Anforde-
rungen an Vollständigkeit, Si-
cherheit und Genauigkeit wer-
den während des gesamten Pro-
zesses von Großbritannien aus 
in einem eigens eingerichteten
Center of Excellence überwacht,
bis die Datensätze wieder kom-
plett an das ONS übergeben wer-
den. Die Digitalisierung des
kompletten Urkundenbestands
wird voraussichtlich im Jahr
2008 abgeschlossen sein.

Siemens Business Services ist
ein international führender IT-
Service-Anbieter. Der Siemens-
Bereich bietet Leistungen ent-
lang der gesamten IT-Dienstlei-
stungskette aus einer Hand vom
Consulting über die Systeminte-
gration bis zum Management
von IT-Infrastrukturen. Mit um-
fassendem Know-how und spe-
zifischem Branchenwissen schafft
das Unternehmen messbaren
Mehrwert für seine Kunden.
Beim Outsourcing und der IT-
Wartung zählt Siemens Business
Services zu den Top-ten-Anbie-
tern weltweit. Im vergangenen
Geschäftsjahr (30. September
2004) betrug der Umsatz rund
4,7 Mrd. EUR; 76 Prozent wur-
den außerhalb des Siemens-
Konzerns erzielt. ?
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Modernste Bibliotheks-
Software für Rosenheim
Förderverein finanziert neues Programmpaket und Server

Schneller, einfacher und übersichtlicher soll mit Hilfe des neu-
en Bibliotheksprogramms „Bibliotheca.net“ der Firma Bond
künftig der Internetzugriff auf den Medienbestand der Rosen-
heimer Stadtbibliothek erfolgen. Dies erhofft sich Elisabeth
Gröger, zuständig für den Internetauftritt der Bibliothek, die
sich nach langen Marktstudien gemeinsam mit dem Amt für
Datenverarbeitung für dieses zukunftsweisende Programm
entschieden hat. Das alte Bibliotheksprogramm, das nicht
mehr weiterentwickelt worden war, hatte den stets steigenden
Anforderungen an die Software von Mitarbeitern und exter-
nen Nutzern nicht mehr genügt. 

Der Medienbestand der Ro-
senheimer Stadtbibliothek um-
fasst rund 110.000 Medien die
etwa 670.000 mal jährlich von
16.500 aktiven Bibliothekskun-
den entliehen werden. Zudem
verzeichnet die gut besuchte
Kultureinrichtung jährlich 3500
Neuanmeldungen von Biblio-
theksnutzern und täglich besu-
chen 800 bis 1000 Bürger die
Bibliothek. „Für uns Mitarbeiter
wird vor allem auch die Verar-
beitung von Daten für Statistik
durch das neue Programm we-
sentlich vereinfacht“, freute
sich Gröger bei der Vorstellung
der neuen Software.

Reduzierte Kosten

Bereits heute arbeitet die Fir-
ma Bond mit ihrer Software
„Bibliotheca.2000“ als deut-
scher Marktführer europaweit
erfolgreich in mehr als 3000 Bi-
bliotheken. Da die Rosenheimer
sich in Deutschland für die Ein-
führung des Programms „Bi-
bliotheca.net“ als Pilotbiblio-
thek zur Verfügung gestellt ha-
ben, konnten die Kosten für

Software und den erforderli-
chen Server drastisch reduziert
werden. Dennoch hätte ohne die
komplette Finanzierung der
Softwareumstellung durch den
Förderverein Stadtbibliothek
am Salzstadel e.V. dieses ehr-
geizige Projekt für Rosenheim
nicht realisiert werden können. 

Mit Passwort (Geburtsdatum:
z.B. 01.01.1990) und der Leser-
ausweisnummer können ab so-
fort nicht nur der Medienbe-
stand der Bibliothek im Netz
vom Leser recherchiert werden,
sondern er kann auch Bücher
reservieren oder ausgeliehene
Medien online verlängern. Auf
einer Quickliste erfährt der Besu-
cher der Internetseiten www.
stadtbibliothek.rosenheim.de auf
einen Blick, welche Medien in
den letzten sechs Wochen neu in
den Bestand aufgenommen wur-
den - und das übersichtlich geord-
net nach Sachgruppen und je-
weils mit Inhaltsangabe.

Bei „Bibliotheca.net“ handelt
es sich um eine webbasierte Bi-
bliothekssoftware, die auf der
fortschrittlichen Microsoft.NET-
Technologie aufbaut. Es werden

dabei alle gängigen Browser
unterstützt.

Hochengagiertes Team

Doch nicht nur das Biblio-
theksprogramm wurde vom För-
derverein der Stadtbibliothek
vollständig finanziert, sondern
auch der dafür erforderliche
Server. Oberbürgermeisterin
Gabriele Bauer dankte nicht nur
dem hochengagierten Team der
Stadtbibliothek, das mit nur 14-
tägiger Schließung der Biblio-
thek während der Sommerferien
auf das neue Programm umge-

stellt hat, sondern vor allem
Eleonore Dambach, Vorsitzende
des Fördervereins. „Ohne die
Unterstützung des Fördervereins
könnten wir in vielen Bereichen
gar nichts tun. Nur Dank der
vollständigen Finanzierung die-
ses Progammpakets und des Ser-
vers konnte dieses zukunftswei-
sende Produkt überhaupt erst
eingeführt werden.“

Gleichzeitig dankte die Rat-
hauschefin auch dem Amt für
Informationsverarbeitung der
Stadt, das das für Rosenheim als
IuK-Zentrum Südostbayerns
wegweisende Pilotprojekt un-
terstützt und begleitet. „Natür-
lich kann es gerade am Anfang
noch zu Problemen kommen,
doch wir sind sicher, dass schon
bald die Vorteile des Pro-
gramms für jeden Nutzer deut-
lich werden“, so Manfred Grun-
dei, Leiter des Amts für Infor-
mationsverarbeitung. ?

Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer informierte sich persön-
lich vor Ort über „Bibliotheca.net“. ?

Systems 2005:

Das Ziel aus den Augen verloren
Für den Nicht-Computerfachmann wird die Systems immer un-
durchschaubarer. Der Druck, immer neue Programme und Pro-
dukte auf den Markt bringen zu müssen, hat das Ziel aus den Au-
gen verlieren lassen, dass der Kunde doch eigentlich König ist.

Augenfällig ist, dass die Fir-
men in punkto Hardware- als
auch Softwaretechnik zuneh-
mend technisch orientiert sind.
Der gesunde Menschenverstand
bleibt nach Ansicht vieler Besu-
cher dabei auf der Strecke.

Chice Anzüge für die Herren
und Standardkostüme für die
Damen ersetzen keineswegs ei-
ne gute Beratung. Auf dem
rumänischen Stand versuchte
man den amateurhaften Aufbau
durch besondere Freundlichkeit
wieder auszugleichen. Das ist
perfekt gelungen.

Ganz anders wiederum die
Situation an einem weiteren
Stand mit dem Fußballspieler,
der als Kundenattraktion ge-
dacht war, aber nur gelangweilt

herum saß. Sicherlich brachte er
keinen langfristigen Erfolg.

Zum eGovernment: Hier und
da gab es neue Broschüren, in-
teressant war die Darstellung
der Vernetzung der Stadt Hamm
(www.hamm.de), die dadurch
hohe Einsparungen bei den Te-
lefonkosten erzielen konnte.

Am 26. Oktober waren zu ei-
nigen Vorträgen in Halle A 2 nur
wenige Teilnehmer anwesend.
Das mag Tags darauf besser ge-
wesen sein, denn Staatskanzlei-
chef Erwin Huber hatte sich an-
gesagt.

Chancen und Risiken sind al-
len Fachleuten bereits seit lan-
gem klar. Der Bürger hat es al-
lerdings noch nicht deutlich ge-
nug gemerkt. Klaus Jamin

Google will in die tiefe 
Weite des Weltalls

Suchspezialist kooperiert mit NASA
Riesenkomplex in Silicon Valley geplant

Einst als reine Suchmaschine gegründet erweitert Google sein
Betätigungsfeld kontinuierlich und macht nun auch vor dem
Weltraum nicht Halt. Jetzt gab das Unternehmen eine Koope-
ration mit der amerikanischen Weltraumbehörde NASA
http://www.nasa.gov bekannt. 

In einem memorandum of un-
derstanding wurde Zusammen-
arbeit in verschiedenen Berei-
chen der technologischen For-
schung- und Entwicklungsar-
beit vereinbart. Konzentrieren
wollen sich die Partner vor al-
lem auf Nanotechnologie, de-
zentralisierte Computersysteme
und Verwaltung von großen Da-
tenmengen, hieß es in einer ge-
meinsamen Aussendung.

Weltweites Netzwerk

„Was Google seinem Partner
bieten kann, ist ein großes welt-
weites Netzwerk und enorme
Reichweite, worüber die NASA
nicht verfügt“, teilte Google-
Chef Eric Schmidt mit. Die
NASA wiederum bringe wis-
senschaftliche Expertise und
den Zugang zu den besten Wis-
senschaftern der Welt ein. „Stel-
len sie sich vor, sie hätten, wann
immer sie es wollen, eine große
Auswahl an Bildern aus dem
Apollo-Programm zur Verfü-
gung“, so Schmidt. 

Die wahren Gewinner

Scott Hubbard von der NASA
sagte: „Die geplante Partnerschaft
eröffnet viele Möglichkeiten für
das Weltraumprogramm und
bringt beiden Unternehmen Vor-
teile.“ Die wahren Gewinner sei-
en jedoch alle Amerikaner, gab
sich Hubbard patriotisch. Über
den finanziellen Rahmen wurden
keine Angaben bekannt. 

Konkret will Google einen
Campus mit 93.000 Quadratme-
tern auf dem Gelände des zur
NASA gehörenden Ames For-
schungszentrums www.arc.na-

sa.gov im Silicon Valley errich-
ten. Der Suchspezialist würde
damit einen Komplex aus dem
Boden stampfen, der doppelt so
groß ist als das Google-Haupt-
quartier im benachbarten Moun-
tain View. Vor zwei Jahren zog
das Unternehmen in die ehe-
maligen Büroräume von Silicon
Graphics. Googles Nachbarn
sprechen unter vorgehaltener
Hand nur noch von den „Borg“.
In der Fernsehserie StarTrek
trägt diesen Namen eine außerir-
dische Spezies, die danach trach-
tet, sich alles intelligente Leben
im Weltall einzuverleiben. ?

Informationen über 
Kinderbetreuung jetzt online
Betreuungswünschen berufstätiger Eltern kommt ein neues In-
ternetportal entgegen. Es informiert über Kinderbetreuung bei
Tagespflegeeltern - auch über die Landkreisgrenzen hinaus.
Der Fachbereich Sozialdienst und das Jugendamt des Land-
ratsamtes Günzburg haben gemeinsam mit Jugendämtern von
Städten und Landkreisen in Schwaben ein Internetportal für
Tagespflege entwickelt. 

Über die Internetadresse www.
tagespflege-kinder.de können
Mütter und Väter wichtige Infor-
mationen zum Thema Kinderbe-
treuung in Tagespflege abrufen
und parallel dazu auch den jewei-
ligen Landkreis, in dem sie woh-
nen, anklicken. Sie erhalten sofort
die zuständige Ansprechperson.

Wenn Eltern arbeiten gehen, in
der Ausbildung oder beim Stu-
dieren sind, brauchen sie wäh-
rend ihrer Abwesenheit eine Be-
treuungsperson für ihr Kind. Die
Öffnungszeiten der Kindergärten
oder die Schulzeiten stimmen oft
nicht mit den Arbeitszeiten der
Eltern überein. Wie sieht es mit
der Betreuung von Kindern bis
zum dritten Lebensjahr aus, de-
ren Mütter und Väter arbeiten?

Die Betreuung durch eine Ta-
gespflegefamilie bietet gerade
für diese Kinder eine Alternati-
ve. Vor dem Hintergrund indivi-
dueller Wünsche bei der Kinder-
betreuung und einer weit rei-
chenden Mobilität von Eltern
und allein Erziehenden, die auch
über Stadt- und Landkreisgren-
zen hinaus auf der Suche nach
geeigneten Tagespflegepersonen
sind, haben die Jugendämter in
Schwaben ein gemeinsames In-
ternetportal geschaffen. Sollte
im eigenen Landkreis keine ge-
eignete Pflegemutter zur Verfü-
gung stehen, kann auf dem Weg
zur Arbeit, möglicherweise im

angrenzenden Landkreis, eine
Pflegeperson gefunden werden.
Auch hier genügt ein einfacher
Klick, um den richtigen An-
sprechpartner zu finden. Natür-
lich können sich auch Personen,
die bei sich ein Kind in Tages-
pflege betreuen wollen, über 
wichtige Voraussetzungen infor-
mieren. Zudem werden interes-
sante Themenbereiche zum Nach-
lesen angeboten, die sich alle mit
Kinderbetreuung bei einer Ta-
gespflegefamilie befassen. hj

Qualifizierte
Elektronische Signatur

wird alltagstauglich
Der Adobe Partner OPEN-

LiMiT SignCubes hat seine Sig-
naturprodukte und Erweiterungen
für Adobe, Acrobat, Adobe Rea-
der und Adobe LiveCycle Docu-
ment Security nach den weltweit
gültigen Kriterien zertifizieren
und nach Deutschem Signaturge-
setz bestätigen lassen. Damit gibt
es erstmals eine massentaugliche,
rechtlich anerkannte Software für
elektronische Unterschriften. Die
Zertifizierung der leicht einsetzba-
ren Software wird den Durch-
bruch der Elektronischen Signatur
in allen gängigen Geschäftspro-
zessen einleiten. Der Bürger kann
nun seine Signaturkarte kostenlos
bei den Sparkassen abholen. ?

Marktforschung:

Symantec ist Marktführer
in der E-Mail-Sicherheit

Symantec ist vom Marktforschungsunternehmen Gartner
als führender Anbieter im Markt für E-Mail-Sicherheit
bewertet worden. In seinem Bericht setzt Gartner die
Schwerpunkte auf Spamfilter, E-Mail-Verbindungsmana-
gement, erweiterten Virenschutz, E-Mail-Intrusion Pre-
vention und E-Mail-Zustellung.

Erst kürzlich hat Gartner Symantec in seinem Magic Qua-
drant (siehe unten) eine führende Stellung in folgenden
Schlüsselmärkten zuerkannt: Unternehmensvirenschutz, Ma-
naged Security Services, Softwareverteilung, Netzwerk Intru-
sion Detection, E-Mail-Sicherheit, aktive E-Mail-Archivie-
rung, Application Server Management sowie Backup und
Wiederherstellung für Unternehmen. 

Nach der Fusion mit VERITAS bietet Symantec die umfas-
sendste Reihe an Lösungen für das E-Mail-Management an,
die sowohl Spamfilter und Virenschutz als auch E-Mail- und
Inhaltsarchivierung bietet. Unternehmen können aus einer
Reihe von Software, Hardware und web-basierten E-Mail-Si-
cherheitslösungen wählen, darunter Symantec Brightmail An-
tiSpam, Symantec Mail Security für Microsoft Exchange, Sy-
mantec Mail Security für Domino, Symantec Mail Security
8200 Series und Symantec Mail Security 8100 Series.

Zahlreiche Einsatzmöglichkeiten erlauben die Integration
in die komplexesten E-Mail-Umgebungen. Die patentierte
TCP-Traffic-Shaping-Technologie zur Regelung des Daten-
aufkommens reduziert die Gesamtmenge an E-Mail-Nach-
richten, bevor diese das Kundennetzwerk erreichen. Durch
die Reduktion des E-Mail-Volumens senken die E-Mail-Si-
cherheitslösungen von Symantec die Infrastrukturkosten
und stellen sicher, dass die E-Mail-Kommunikation jeder-
zeit sicher und verfügbar ist. 

Das zunehmende Spamaufkommen stellt für viele Unter-
nehmen ein drückendes Problem dar. Die E-Mail-Sicherheits-
lösungen von Symantec verfügen über die Symantec Bright-
mail AntiSpam-Technologie, die über 20 Spamschutz-Verfah-
ren einsetzt. Mit einer Effizienzrate von 95 Prozent und der
höchsten Genauigkeitsrate der Branche (99,9999 Prozent) ge-
gen Fehlalarme stellen die Lösungen sicher, dass legitime E-
Mails korrekt abgeliefert und Spam vom E-Mail-Eingang
ferngehalten wird. 

Über Magic Quadrant 

Magic Quadrant, ein Begriff der von der Gartner Group ge-
prägt und im Juli 2005 urheberrechtlich geschützt wurde, ist
die grafische Darstellung eines Marktes in einem bestimmten
Zeitraum. Er versinnbildlicht Gartners Analyse, wie bestimm-
te Anbieter sich nach von Gartner definierten Kriterien inner-
halb dieses Marktes positionieren. Magic Quadrant stellt le-
diglich ein Forschungsinstrument dar und will keine speziel-
len Handlungsanweisungen liefern. ?
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Kommunen sind der bedeutendste öffentliche Bauauftraggeber:

Nachhaltigkeit erfordert von den 
Kommunen mehr Investitionen und Bauen

Von Dr. Josef Wallner, Bayerischer Bauindustrieverband e. V.
Die bayerischen Kommunen konnten sich im Jahr 2004 über ei-
nen Anstieg ihrer Steuereinnahmen um 12,8 % auf 9.428,3 Mil-
lionen Euro freuen. Diese Mehreinnahmen von über 1 Mrd. Eu-
ro müssen die Kommunen hauptsächlich für Sanierung, Erhalt
und Ausbau ihrer Infrastruktur ausgeben - im Sinne einer nach -
haltigen Zukunftsvorsorge.

Als Gestalter des unmittelba-
ren Lebensumfelds des Bürgers
sind die Kommunen ein bedeu-
tender öffentlicher Bauauftragge-
ber. Von den Baumaßnahmen der
öffentlichen Hand in Deutsch-
land in Höhe von 25, Mrd. € wer-
den 15,4 Mrd. €, das sind 60,3 %,

Fehlbetrag nur leicht vermindert
werden. Ein deutlicher Zuwachs
ihrer Einnahmen und ein rückläu-

Und zudem waren die kommu-
nalen Mehreinnahmen aus dem
Gewerbesteueraufkommen zwi-
schen Stadt und Land höchst un-
gleich verteilt. Davon profitier-
ten nämlich hauptsächlich die
Kreisfreien Städte in Bayern.

Als Reaktion auf die Fehlbe-
träge in ihren Haushalten haben

sen, notwendige Reparaturen
und Sanierungsaufwand nicht
getätigt werden, so zieht das oft
weit höhere Folgekosten in der
Zukunft nach sich. Wer an sol-
chen Ausgaben „spart“, der för-
dert den Substanzverzehr, der
verschleudert letztlich Geld des
Steuerzahlers. 

Hohes Erhaltungsdefizit
bei Verkehrsinfrastruktur

Die Kommunen tragen Verant-
wortung für einen bedeutenden
Teil des öffentlichen Vermögens.
Dazu zählen kommunale Bauten,
Straßen, Brücken, Kanäle und
andere Aktiva. Doch aufgrund
ihres veralteten Rechnungswe-
sens, der Kameralistik, kennen
sie weder den Wert ihres Vermö-
gens noch dessen Wertverfall.
Dieses Problem betrifft alle staat-
lichen Ebenen und die Folgen
sind verheerend. Denn wer nicht
weiß, wie es um den Wert seines
Vermögens steht, der hat wenig
Anreiz, mit Erhaltungs- und Sa-
nierungsinvestitionen etwas da-
gegen zu unternehmen

Rückgang der kommunalen
Ausgaben für Straßenbau
und Abwasserentsorgung

Seit 2001 nahmen die Ausga-
ben der Kommunen für den
Straßenbau um 28,2 % ab. 

Deutlich rückläufig sind auch
die Kommunalausgaben für
die Abwasserentsorgung. Inner-
halb eines Jahrzehnts haben sie
sich beinahe halbiert. Auch hier
besteht das Risiko: Ausgaben
vermieden - aber nicht gespart.
Denn viele Kommunen haben
ihre Ausgaben für die Abwasse-
rentsorgung gekürzt, obwohl sie
keine verlässlichen Daten über
den Zustand ihres Kanalnetzes
haben. Dafür sind umfangreiche
Untersuchungen notwendig -
und sie sind auch gesetzlich 
vorgeschrieben. So schreibt 
die Bayerische Eigenüberwa-
chungsverordnung den Kommu-
nen vor, in bestimmten Abstän-
den das Kanalnetz und die zu-
gehörigen Bauwerke auf Bauzu-
stand, Betriebssicherheit und
Funktionsfähigkeit zu überprü-
fen. Die Ergebnisse der Untersu-
chung sind zu dokumentieren
und fünf Jahre lang aufzube-
wahren.

Überwachungsverordnung
nicht korrekt umgesetzt 

Nach Erkenntnissen der auf
diesem Markt tätigen Ingenieur-
büros und bauausführenden Un-
ternehmen wird die seit 1995 be-
stehende Eigenüberwachungs-
verordnung von den Kommunen
jedoch nur sporadisch und sach-
lich unzureichend umgesetzt.
Die geplante flächendeckende
Schadenserfassung bis zum Jahr
2005 ist ebenfalls nicht gewähr-
leistet. Im Gegenteil: Aufgrund
der prekären Finanzsituation der
Kommunen wurde bereits eine
Verlängerung der Fristen bei der
Schadenserfassung und -kontrol-
le sowie eine Aufweichung von
Grenzwerten gestattet.

Das ist kein auf Bayern be-
schränktes Problem. Fachleute
halten ein Sechstel des öffentli -
chen Kanalnetzes in Deutschland
für sanierungsbedürftig. Es geht
um gewaltige Summen: Bundes-
weit wird mit 75 Milliarden Euro

Baumaßnahmen der öffentlichen
Hand 2003 insgesamt 25,5 Mrd. €

4,7 Mrd. €

Länder 18,2 %

Bund 21,4 %

Kommunen*
60,3 %

5,5 Mrd. € 15,4 Mrd. €

Quelle: Bayerisches Statistisches Bundesamt

von Städten, Gemeinden und
Landkreisen getätigt. Mit einem
Anteil von 60,3 % am gesamten
öffentlichen Bauvolumen sind
die Kommunen der mit Abstand
bedeutendste öffentliche Bauauf-
traggeber.

Seit 2000 
anhaltend hohes Defizit 

Weiter ansteigende Ausgaben
trotz rückläufiger Einnahmen
haben die kommunalen Haushal-
te 2001 in das Defizit rutschen
lassen. 2002 hat sich das Minus
ausgeweitet, 2003 konnte der
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Finanzierungssaldo bayerischer Gemeinden 
2004 erstmals seit 2000 wieder im Plus
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figes Ausgabenvolumen brachte
die Kommunalhaushalte 2004
wieder in ein leichtes Plus.

Einnahmenüberschuss 
bei den Großstädten

Die Verbesserung der kommu-
nalen Einnahmen ist hauptsäch-
lich auf die Gewerbesteuer
zurückzuführen. Im Vergleich zu
2003 nahm deren Aufkommen
2004 um 48,1 % zu; dieser hohe
Zuwachs zeigt andererseits auf
welch unsichere Steuerquelle die
Kommunen derzeit zu einem be-
deutenden Teil angewiesen sind.

die Kommunen in den letzten
Jahren nicht ihre laufenden Aus-
gaben zu beschränken versucht,
sondern sie haben hauptsächlich
die Investitionen gekürzt. Der
Großteil der kommunalen Inves-
titionen besteht aus Baumaßnah-
men. Seit 1995 nahmen diese um
31 % ab.

Wer am Bau „spart“, 
der zahlt später drauf

Bei den Bauausgaben zu spa-
ren, das kann unter Umständen
später teuer werden. Wenn Er-
haltungsaufwendungen unterlas-

gerechnet. Auf Bayern dürften
rund 7,5 Mrd. € entfallen.

Möglicherweise tickt also be-
reits vielerorts eine Zeitbombe
im Untergrund. Schätzungen
zufolge dürften deutschlandweit
rund 400 Millionen Kubikmeter
Abwasser aus defekten Kanälen
entweichen - eine Menge, die
einen Güterzug füllen würde,
der zweieinhalbmal um den
Globus reicht. 

Lecke Abwasserkanäle sind
eine Gefahr für Umwelt und Ge-

scheid wissen, müssen sie bald-
möglichst zu einem modernen
Rechnungswesen mit Erfassung
des Vermögenswertes und des-
sen Entwicklung im Lauf der
zeit übergehen. Die Kameralistik
hat als ein über 450 Jahre altes
Rechnungslegungssystem aus-
gedient.

Hilfestellung durch den
Bauindustrieverband

Noch zögern viele Kommu-
nen, diesen Schritt zu tun, weil
sie vor allem Probleme sehen,
ihr gesamtes Vermögen zur Er-
stellung ihrer Eröffnungsbilanz
richtig zu bewerten. Hier ist der
Bayerische Bauindustrieverband
zusammen mit der vbw bereit,
den bayerischen Kommunen zu
helfen. Im Auftrag der beiden
Verbände wird in Zusammenar-
beit mit dem Bayerischen Innen-
ministerium, dem Kommunalen
Prüfungsverband, dem Bayeri-
schen Gemeindetag und dem
Bayerischen Landkreistag ein
Leitfaden zur Erfassung und Be-
wertung kommunalen Vermö-
gens erstellt. Dieses „Vademe-
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Bauausgaben bayerischer Kommunen, Kassenergebnisse, in Mio. €

Kein nachhaltiges Bauniveau mehr 
in den bayerischen Kommunen
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Ausgaben bayerischer Gemeinden für Abwasserbeseitigung 
seit 1992 halbiert

Kassenergebnisse, in Mio. €

sundheit. Wenn ungeklärte Ab-
wässer durch Lecks entweichen,
können Trinkwasserreservoirs
verunreinigt und Badeseen ver-
schmutzt werden, mit hohen Fol-
gekosten und beträchtlichen Ge-
sundheitsgefahren. 

Die Kommunen, welche die
Eigenüberwachungsverordnung
noch nicht umgesetzt haben,
sind aufgerufen, dies unverzüg-
lich nachzuholen.

Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung auf
Gebührenbasis

Bislang konnten die bayeri-
schen Kommunen bei der Ab-
wasserentsorgung wie der Was-
serversorgung auf große Unter-
stützung des Freistaats bauen.
Doch diese Mittel laufen aus -
und das ist so richtig. Nachdem
bayernweit nahezu Vollversor-
gung mit Kanälen erreicht ist,
gibt es keinen Grund mehr, dass
das Land - von Ausnahmen ab-
gesehen - auf diesem Gebiet mit
Fördergeldern tätig wird.

Die Kommunen sollten daher
bei Wasser und Abwasser auf
Gebührenfinanzierung umstel-
len. Bei beiden Kategorien ist
genau zuordenbar, wer der Nut-
zer ist. Wasser und Abwasser
können wie ein normales Gut be-
preist werden. Eine Steuerfinan-
zierung ist jedenfalls nicht mehr
nötig. 

Privatwirtschaftliche 
Lösungsansätze

Privatwirtschaftliche Lösungs-
ansätze wie PPP (Public Private
Partnership) oder die vollständi-
ge Privatisierung sollten nicht
hauptsächlich deshalb zum Zuge
kommen, weil die öffentliche
Hand ihre Mittel anderweitig
ausgibt. Für privatwirtschaftli-
che Lösungen sprechen der der
Effizienzgedanke und Subsidia-
ritätsprinzip. Häufig sind Private
deutlich billiger als der Staat. 

Damit die Kommunen künftig
besser über den Wert ihrer Infra-
struktur (Straßen und Kanäle)
sowie ihrer Hochbauten Be-

cum“ für die kommunale Bilanz,
das zum Jahresende 2005 veröf-
fentlicht werden wird, soll den
Kommunen Rechts- und An-
wendungssicherheit mit detail-
lierten Beispielen und nachvoll-
ziehbarer Handhabung für die
Praxis bieten. Dann gibt es für
die Kommunen kein Hindernis
mehr, die Kameralistik aufzuge-
ben und ein modernes Rech-
nungswesen einzuführen.         ?

Der demographische Wandel,
Strukturwandel und leere Kas-
sen - die bayerischen Kom-
munen gehen schweren Zei-
ten entgegen. Wie trotzdem
Gemeindeentwicklung mög-
lich sein kann, wollen die drei
bayerischen Schulen der
Dorf- und Landentwicklung
im November mit Seminaren
verdeutlichen. Die Schule der
Dorf- und Landentwicklung
(SDL) Thierhaupten, an der
auch die Bezirke Schwaben
und Oberbayern engagiert
sind, bietet dazu ein regiona-
les Programm für Fachleute
und politisch Verantwortli-
che. Dabei stellen Vertreter
des Bayerischen Gemeinde-
tags, der Arge Schulen der
Dorf- und Landentwicklung,
der Bayerischen Architekten-
kammer und der Verwaltung
für Ländliche Entwicklung
Praxisbeispiele vor. Neben
Handlungsansätzen zu The-
men wie Innenentwicklung
und Bodenmanagement wird
über europäische Förderpoli-
tik für den ländlichen Raum
ab 2007 informiert. Die Ta-
gung findet am Mittwoch, 9.
November statt. Anmeldun-
gen: Tel.: 08271/41441, Fax
08271/41442, eMail: info@
sdl-thierhaupten.de. möglich.
Weitere Veranstaltungen:
SDL Planstetten am 15. No-
vember und SDL Kloster-
langheim am 17. November.

Seminar in Thierhaupten:

Dorfentwicklung 
in schweren Zeiten



03. 11. 2005 K O M M U N A L E R  B A UGZ 9

Neue Erwerbstypen drängen
in den Wohnungsmarkt 
Landesbausparkasse erwartet steigenden Wohnungsbedarf 

Bis zum Jahr 2015 werden in Bayern rund 410000 zusätzliche
Wohnungen benötigt. Allein in Oberbayern wird die Zahl der
Haushalte, die nach Wohnraum fragen, um 196000 ansteigen,
was einer Steigerung von 10 Prozent entspricht. Dies besagt eine
Studie des Berliner Forschungsinstituts Empirica, die von der
Bayerischen Landesbausparkasse in Auftrag gegeben wurde. 

„Dies ist eine klare Botschaft
an alle Skeptiker, die der Immo-
bilie ungünstige Perspektiven
prophezeien“, erklärte der Spre-
cher der Geschäftsleitung der
LBS, Franz Wirnhier, bei einer
Pressekonferenz in München. 

Der Wohnungsmarkt in der
Bundesrepublik kämpfe seit Jah-
ren mit relativ niedrigen Umsät-
zen und sinkender Wohnungs-
bautätigkeit. Auch Bayern bleibe
davon nicht verschont. Trotzdem
sei hier die Situation stabiler als
anderswo. Es entstünden mehr
Wohnungen und weniger stehen
leer als in anderen Bundeslän-
dern. Auch wenn sich die Bau-
tätigkeit von 1995 mit acht
Wohneinheiten je 1000 Einwoh-
ner bis zum Jahr 2004 halbiert
habe, liege Bayern damit noch
immer über dem Bundesdurch-
schnitt. Die marktaktiven Leer-
stände im Geschosswohnungs-
bau sind mit 1,3 Prozent gemes-
sen am gesamten Wohnungsbe-
stand auch nur gering. 

Insbesondere der Wohnungs-
markt in München und Oberbay-
ern befinde sich nach der Studie
in einer vergleichsweise „guten
Verfassung“. Neben dem noch
anhaltenden Beschäftigungs-
und Bevölkerungsanstieg in der
Region ist für die Immobilien-
nachfrage vor allem entschei-

dend, dass die Zahl der Haushal-
te zunimmt. Deshalb ist in den
nächsten zehn Jahren auch nicht
mit einer abnehmenden Woh-
nungsnachfrage zu rechnen.
Auch gegenüber anderen Groß-
städten schneidet die bayerische
Landeshauptstadt sehr gut ab.
München liegt mit 5,2 geneh-
migten Wohneinheiten je 1000
Einwohnern deutlich über Köln
oder Hamburg. Allerdings ist der
individuelle Wohnungsbau in
München unterrepräsentiert. In
diesem Segment der Ein- und
Zweifamilienhäuser liegen den
Ergebnissen der Wohnungs-
marktstudie zufolge Potenziale.
Ebenso besteht ein Bedarf an 
Eigentumswohnungen 

Lebensabschnitts-Immobilie

Die Einstellungen zum Wohn-
eigentum befinden sich nach der
Studie im Wandel. Statt des ei-
nen Heims für das ganze Leben
investieren heute immer mehr
Käufer in die „Lebensabschnitts-
Immobilie“; die sie je nach per-
sönlicher Lebensphase erwerben
und wieder verkaufen. 

Deshalb müssten sich die Bau-
herren und Investoren auf die
neuen Bedürfnisse der Kunden
einstellen. Für die Anschaffung
von Wohneigentum würden ra-

tionale Motive immer bedeuten-
der, die emotionale Komponente
des „Nestbaus“ oder die Selbst-
verwirklichung treten in den
Hintergrund. 

Der Lebensabschnittserwerber
ist in Bayern mit 29 Prozent am
stärksten vertreten. Er befindet
sich gerade in einer Familien-
gründungs- beziehungsweise 
-erweiterungsphase. Gemäß der
privaten und beruflichen Situati-
on entscheiden beim Kauf die
Verkehrsanbindung zum Ar-
beitsplatz und die kinderfreund-
liche Lage. Ebenfalls stark ver-
treten ist der rationale Erwerber
mit 24 Prozent. Zu dieser Grup-
pe gehören sowohl jüngere als
auch ältere Haushalte mit einer
sehr pragmatischen Einstellung
zur Eigentumsbildung. 

Das Eigentum darf nicht we-
sentlich teurer kommen als eine
Mietwohnung. Der Altersvorsor-
ger (23 Prozent) sucht eine seni-
orengerechte Wohnung in guter
Lage. Wenn die Kinder aus dem
Haus sind, tauscht er häufig sei-
ne größere Immobilie im Um-
land gegen eine Eigentumswoh-
nung in der Stadt. Ein noch we-
nig verbreiteter Erwerbertyp ist
der Weichensteller. Er hat früh
Karriere gemacht und ein dem-
entsprechend hohes Einkom-
men. Die Wohnimmobilie ist für
ihn ein Sparanreiz, mit dem er
Weichen für den Aufbau seines
Vermögens stellt. Ändern sich
seine Lebensumstände, möchte
er die Wohnung wieder gewinn-
bringend veräußern.      E. Scholl

Wer steht schon gern im Regen? 
ÖPNV-Service beginnt schon im Wartebereich

Die Fahrgäste wollen nicht nur pünktlich, sondern auch sicher
und auch trocken an ihrem Ziel ankommen. Unterstände an den
Haltestationen sollen die Wartenden vor lästiger Witterung
schützen. Neben der Schutzfunktion müssen die Wartehallen
gut einsehbar und vandalensicher sein. 

Freundliche Optik und eindeu-
tiger Wiedererkennungscharak-
ter sind dabei Forderungen der
Planer. In Zeiten von Wirtschaft-
lichkeit und Einsparung wird be-
sonders auf die Betriebskosten
geachtet. Sind Reinigung und
Wartung pflegeleicht, wird auch
die Haushaltskasse geschont.
Die Dienstleisung ÖPNV ist erst
perfekt, wenn auch die Wartezo-
nen komplett und funktional aus-
gestattet sind - mit Fahrplanta-
feln, Sitzen, Abfallkörben, Fahr-
radständern und mehr ... Ein er-
fahrener und kompetenter Part-
ner für Kommunen und ÖPNV-
Gesellschaften ist die Firma Ge-
org Langer Blechwarenfabrik in
38685 Langelsheim.

Seit Jahrzehnten bietet das
Unternehmen aus eigener Pla-
nung und Produktion individuel-
le Lösungen zur Freiraumgestal-
tung an. Das Lieferprogramm er-
möglicht die „Rundum-Ausstat-
tung“ von Haltestationen für Bus

und Bahn. Für die Ausführung
stehen Materialien wie Stahl,
Edelstahl, Glas, Aluminium so-
wie Holz zur Verfügung. Materi-
alkombinationen ermöglichen
nahezu jede denkbare Gestal-
tung. Um dauerhafte Haltbarkeit
aller Stahlteile zu gewähren wer-
den sie in der firmeneigenen Ver-
zinkerei nach Din EN ISO 1461
feuerverzinkt. Farbige Pulverbe-
schichtungen in RAL-Tönen
sind zudem lieferbar.

Obwohl das riesige Standard-
programm fast alle Bedürfnisse
abdeckt, sind individuelle, stand-
ortbezogene Sonderanfertigun-
gen das Spezialgebiet von Lan-
ger. Ein beeindruckendes Bei-
spiel hierfür aus jüngster Zeit ist
der Busbahnhof in Halberstadt.

Der bequeme Komplettservice
beinhaltet alle Leistungen - von
der Beratung, Planung, Produkti-
on bis zur Anlieferung und „vor-
Ort“-Montage inkl. der erforder-
lichen Fundamentarbeiten.       ?

Die Gestaltung des Busbahnhofs in Halberstadt wird von Städteplanern sehr gelobt. ?

Leben in der Stadt der Zukunft:

Wieder entdeckte Qualität
Studie prognostiziert Abschied vom urbanen Pessimismus

In der Nach-68er-Zeit breitete sich in Deutschland ein urbaner
Zukunftspessimismus aus. Die Sozialforschung prognostizierte
den Niedergang der Städte und klagte über ihre „Unwirtlichkeit“
als Anstiftung zum Unfrieden. „Rettet unsere Städte jetzt!“ lau-
tete die dramatische Forderung des Deutschen Städtetages 1971.
Das war einmal. Jetzt lautet die Leitlinie eher: „Ohne Städte ist
kein Staat zu machen!“ Fakt ist: Die Deutschen entdecken die
Qualität des Stadtlebens wieder, die Innenstadt als lebenswerten
Wohnraum, in dem sich die Menschen wohlfühlen können.

Fast drei Viertel der Bevölke-
rung (71%) schätzen die histori-
schen Innenstädte als touristi-
sche Attraktion, finden an den
gepflegten Grün- und Parkanla-
gen Gefallen (71%) und freuen
sich über die gute Erreichbarkeit
der Innenstadt mit öffentlichen
Verkehrsmitteln (69%). Dies
geht aus einer aktuellen Reprä-
sentativstudie des BAT Freizeit-
Forschungsinstituts unter dem
Titel „Besser leben, schöner
wohnen? Leben in der Stadt der
Zukunft“ hervor.

Moderner Sesam-öffne-dich

„In den Wunschvorstellungen
der Bevölkerung gleicht die
Stadt der Zukunft einem moder-
nen ‚Sesam-öffne-dich’“, so Prof.
Dr. Horst W. Opaschowski, der
Wissenschaftliche Leiter des In-
stituts. „Wichtig und attraktiv ist
fast alles, was das Leben in der
Stadt gut, schön und lebenswert
macht.“ Gewünscht wird neben
einem vielfältigen Kulturange-
bot (67%) und einem abwechs-
lungsreichen öffentlichen Leben
auf Straßen und Plätzen (66%)
eine hohe Erlebnisqualität im
Wohnumfeld (64%). Zu diesem
urbanen Wohlfühlen gehört die
Sauberkeit (68%) ebenso wie
das Sicherheitsgefühl (62%).

In der Stadt der Zukunft wol-
len die Menschen auch neue
Wohnformen zur Miete oder
zum Eigentum - von der Bauge-
meinschaft über das Generatio-
nenhaus bis zur Senioren-WG -
verwirklichen können. Eine Ant-
wort auf die demografische Ent-

wicklung in Deutschland werden
in Zukunft Mehr-Generationen-
Wohngemeinschaften sein. 

Zwölf von hundert Bundesbür-
gern präzisieren diesen Wunsch
ganz konkret. Gemeinschafts -
räume werden zum erweiterten
Kinderzimmer und eröffnen ins-
besondere berufstätigen Eltern
und Alleinerziehenden Freiräu-
me für Aufsicht und Betreuung.
„Gemeinsam statt einsam“ heißt
das Wohn- und Lebenskonzept
in der Stadt der Zukunft: Mehr-
Generationen-Haus und Bauge-
meinschaft als Heimplatz und
betreutes Wohnen.

Unter Gleichgesinnten

„Die Wohnung gilt - nach der
Kleidung - als die „dritte Haut“
des Menschen: Status, Selbst-
bild, Lebensstil - alles spiegelt
sich hier wider. Jeder vierte Bun-
desbürger (26%) will in Zukunft
in einer Wohnanlage mit Men-
schen in der Nachbarschaft le-
ben, die „gleiche oder ähnliche
Interessen haben.“ Breiten sich
dann spezielle Wohnquartiere
nur für Singles oder Paare, Fami-
lien, Rentner oder Zuwanderer
aus? Opaschowski: „Immer
mehr Menschen wollen in Zu-
kunft Lebensstile und nicht nur
Wohnhäuser kaufen. Wohnungs-
baugesellschaften werden dann
bemüht sein, Wohnsiedlungen
mit gemeinsamen Interessen zu
offerieren und ein Leben unter
Gleichgesinnten zu garantieren.“ 

Fakt ist, dass sich im städti-
schen Leben die Menschen mög-
lichst jenseits von sicht- und

spürbarer Not und Notwendig-
keit bewegen wollen. Hier gibt
und zeigt man sich anders als zu
Hause, konsum- und kontakt-
freudiger, lebens- und unterneh-
mungslustiger. Stadtleben be-
deutet für viele: Tapetenwechsel.
Szenenwechsel. Rollenwechsel.
Tatsache ist aber auch, dass in
den Großstädten Deutschlands
die Kinder in Zukunft Minder-
heiten-Status bekommen. Die
Bundesbürger machen die Er-
fahrung, dass heute in den Kom-
munen Mängel fast nur noch
verwaltet werden. Das Stadtbild
wird mehr durch Schlaglöcher
als durch Neubauten geprägt. 

Mängel in der Kinder- 
und Familienpolitik

Kritisiert werden neben den
Schlaglöchern auf den Straßen
vor allem Mängel in der Kinder-
und Familienpolitik - von den
fehlenden Kinderspielplätzen
(26%) über mangelnde Ganz-
tagsbetreuung für Kinder (26%)
bis hin zu familienfeindlichen
Strukturen (15%). Und von bür-
gernaher Verwaltung können
manche Bewohner nur träumen.
Statt gemeinsam gegen die Män-
gel vor Ort anzugehen, ist eher
eine mangelnde Kooperation
feststellbar (22%).

Beim Gedanken an das Leben
in der Stadt der Zukunft eskalie-
ren die Probleme - vor allem im
sozialen Bereich: Erwartet wer-
den hohe Mieten, die kaum mehr
bezahlbar sind und wachsende
Kriminalität  Es geht die Sorge
um, dass das Stadtbild der Zu-
kunft durch Stress und Unruhe
sowie durch Armut und Elend
geprägt sein wird.

Professor Opaschowski: „Der
Wohnwunsch ‚Bezahlbare Woh-
nung in zentraler Lage’ gleicht
einer Quadratur des Kreises.
Denn Citywohnen stößt erfah-
rungsgemäß schnell an die Gren-

ze der Finanzierbarkeit.“ Arbei-
ter (42%) sowie Bezieher niedri-
ger Einkommen unter 1.750 Eu-
ro (36%) äußern diesen Wunsch
am meisten - wohlwissend oder
ahnend, dass dieser Wunsch in
Zukunft kaum einlösbar ist. Hier
können Baugemeinschaften Ab-
hilfe schaffen, in denen Gleich-
gesinnte zusammen planen, als
Bauherren, Investoren und Be-
wohner fungieren und Wohnen
in der Stadt zu bezahlbaren Prei-
sen möglich machen.

„Wenn Städte eine Zukunft
haben wollen, können sie sich
nicht nur als Wirtschaftsstandort
profilieren“, so Opaschowski.
„Genauso wichtig ist ein positi-
ves Selbstbild: Gastfreundlich.
Weltoffen. Tolerant.“ Die Zeit
der Stadtflucht geht zu Ende.
Sinkende Lebensqualität auf
dem Lande und hohe Energie-
preise beschleunigen den Trend
„Zurück in die Stadt“. Innerstäd-
tische Wohnlagen gewährleisten
eher ein „Rundum-versorgt-Sein“-
Gefühl. Insbesondere Menschen
in der nachelterlichen Lebens-
phase kehren den Schlafstädten
den Rücken und suchen zur eige-
nen Sicherheit die Garantie der
Vielfalt von Arbeit, Freizeit,
Kultur und sozialen Diensten in
Wohnortnähe. DK
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60 Jahre CSU in Höchstadt a. d. Aisch:

Kommunalpolitiker mit Weitsicht
Höchstadt a.d. Aisch (pmw). Mit der Gründung am 8. Oktober
1945 zählt der Ortsverband zu den ältesten im Freistaat. „Er-
folgreiche Politik für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt
Höchstadt und ihrer Ortsteile“, so ist die Broschüre zum 60.
Geburtstag des CSU-Ortsverbandes im Landkreis Erlan-
gen/Höchstadt überschrieben. 

Michael Mirschberger, der für
die Vorstandschaft durch die Fest-
veranstaltung führte, bezeichnete
sich selbst als Angehöriger der
Enkelgeneration, die „stolz ist auf
die Leistungen der früheren Ge-
nerationen“.

Dass in den vergangenen 60
Jahren aus einem „verträumten
Kleinstädtchen“ eine innovative
regionale Metropole wurde, sei
nicht nur den Kommunalpoliti-
kern der CSU zu verdanken, son-
dern allen Mitgliedern, den unge-
zählten Helfern und der Unter-
stützung durch die Mitbürgerin-
nen und Mitbürger. Dabei hätten
die Höchstädter auch viele Für-
sprecher gehabt und bei den Man-
datsträgern in Bund und Land
stets ein offenes Ohr gefunden.

So könne Höchstadt heute bei-
spielhafte Einrichtungen vorwei-
sen, die unter den Altbürgermei-
stern Anton Schell und Bernd
Bergmann und mit tatkräftiger
Unterstützung des Höchstädter
Altlandrats Franz Krug entstan-
den sind: Neue Grundschule,
neue Realschule und ein Gymna-
sium, die Fachakademie und die
Aischtalhalle, das neue Domizil
für die Feuerwehr und das Kreis-
krankenhaus, sowie das Wellen-
freibad und das Eisstadion, welche
weit über die Grenzen des Land-
kreises hinaus Zuspruch fänden.

Politische Leitplanken

Festredner war der Staatsmini-
ster des Innern, Dr. Günther
Beckstein: „Die Geschichte der
Partei verlangt es, sich mit der
Geschichte insgesamt auseinan-
derzusetzen“. So sei es der CSU
zu verdanken, dass die Gegensät-
ze zwischen Katholiken und Pro-
testanten weitgehend überwun-
den sind, und die CSU habe die
Leitplanken für die Zukunft in
Deutschland gesetzt.

Beispielhaft nannte Beckstein
das Bekenntnis zum Westen, das
Durchsetzen der Sozialen Markt-
wirtschaft gegen den Sozialis-
mus, die Wiedervereinigung des
deutschen Vaterlandes und die
Schaffung der Europäischen Uni-
on als Friedensgemeinschaft.
„Letztere muss sich jetzt als 
solche neu definieren, die EU
darf nicht zu einem bürokrati-
schen Monster werden.“

Als Grundlage für einen gesun-
den Staat bezeichnete Beckstein
gesunde Kommunalfinanzen. Er
werde sich auch künftig dafür
einsetzen, dass die Städte, Land-
kreise und Gemeinden eine solide
und zuverlässige finanzielle
Grundlage bekommen.

Für CSU-Bezirksvorsitzenden
Joachim Herrmann ist keine an-
dere Partei derart in der Bevölke-
rung verwurzelt, wie die Christ-
lich-Soziale Union. Er bewunder-
te den Mut der Gründergenerati-
on, die so kurz nach Ende des
Krieges mit anpackte und den
Wiederaufbau auch politisch mit-

gestaltete. Die Kontinuität der Er-
folge sei nur durch das großartige
Engagement der Mitglieder und
Freunde der CSU zu erzielen ge-
wesen. ?

Riebel Holding GmbH:

Behauptet in schwerer Zeit
Geschäftsergebnisse und Ausblicke - Auftragslage stimmt zuversichtlich

„Die schlechten Rahmenbedingungen können wir nicht beein-
flussen. Auch der unvermindert harte Verdrängungswettbe-
werb über den Preis macht uns sehr zu schaffen. Trotzdem ha-
ben wir uns ordentlich behauptet und viele wertvolle Arbeits-
plätze für tüchtige Menschen bewahrt“, zog der Senior-Chef
der Riebel-Firmengruppe, Friedrich Riebel, nunmehr Bilanz
für das abgelaufene Geschäftsjahr. 

Fakt ist: Auch im 85. Jahr ihrer
Gründung schreibt die mittel-
ständische Unternehmensgruppe
im Vergleich zu anderen Unter-
nehmen weiterhin eine der weni-
gen positiven Geschichten in der
arg gebeutelten Baubranche. 

Im Geschäftsjahr 2004/2005
(abgeschlossen am 31.03.2005)
erzielte die Riebel-Gruppe mit
der Firma Xaver Riebel Hol-
ding an der Spitze eine Be-
triebsleistung von rund 190
Mio. Euro. Bereinigt um inner-
betriebliche Leistungen ergibt
sich ein Umsatz  von knapp 170
Mio. Euro.

Leistungsträger

Größter Leistungsträger mit
rund 80 Mio. Euro ist dabei der
Baubetrieb in Mindelheim mit
seinen Sparten Hoch- und Inge-
nieurbau sowie Straßen- und
Tiefbau mit Asphaltmischanla-
gen. Gemeinsam mit den Töch-
terfirmen, dem Gleisbau mit
Gleisbaustoffhandel, dem Fer-
tigteilwerk Pforzen und der Ba-
varia Bauträger ergeben sich für
den Mindelheimer Bereich mit
Beteiligungen zusammen rund
109 Mio. Euro abgerechnete
Leistungen.

Der zweitgrößte Unterneh-
mensbereich ist die Xaver Rie-
bel Bau München, die seit über
zehn Jahren erfolgreich Projekt-
entwicklungen durchführt. Die-
ser Bereich erreichte einen Um-
satz von rund 27 Mio. Euro. Die
Xaver Riebel Baustoff GmbH
Bad Wörishofen wiederum
konnte zusammen mit anteili-
gen Beteiligungen insgesamt ei-
nen Umsatz von rund 20 Mio.
Euro erwirtschaften. Mit der Mehr-

heitsbeteiligung an der Bauun-
ternehmung Haseitl, Schongau
(anteilig 11,5 Mio. Euro), ergibt
sich ein Gesamtumsatz von 169
Mio. Euro. 

„Geiz ist geil“ auch in der
Bauwirtschaft 

Auf die Frage nach den Grün-
den für das verbesserungswür-
dige Ergebnis der sonst erfolgs-
verwöhnten Firmengruppe mein-
te Riebel: „In allen Sparten hat
uns ein geradezu unerbittlicher
Preiswettbewerb getroffen. „Geiz
ist geil“ gilt jetzt auch in der
deutschen Bauwirtschaft. Dar-
unter leiden besonders ordentli-
che und solide mittelständische
Firmen wie wir es sind.“ 

Darüber hinaus beklagte Rie-
bel den „Moloch deutsche Bü-
rokratie“, der es zunehmend er-
schwere, erfolgreich zu wirt-
schaften. Im öffentlichen Be-
reich seien trotz dringend not-
wendiger Bauprojekte die Kas -
sen leer. Sinnvoll sparen sei ein
Fremdwort im öffentlichen Be-
reich geworden. Und schließlich
habe das Unternehmen durch
schlechte Witterung mindestens
einen Monat wertvolle Bauzeit
verloren. Die zusätzlich aufge-
laufenen Kosten konnte Riebel
nach eigenen Worten „nur durch
einen beherzten Griff in die eige-
ne „Kriegskasse“ decken“.

Existenzielle Frage

Bemerkenswert ist, dass die
Riebel-Gruppe trotz unerbittli-
chem Wettbewerb über den
Preis die Zahl der eigenen Mit-
arbeiter mit gut 830 gehalten
hat. Dennoch stellt sich Riebel

zufolge die existenzielle Frage:
„Können wir mit tüchtigen und
umsichtigen eigenen Bauleuten
in Deutschland auf Dauer noch
ordentlich Geld verdienen und
bestehen?“ Mit einer Reihe kon-
kreter Vorschläge nimmt der Se-
nior-Chef im Geschäftsbericht
der Firmengruppe dazu Stel-
lung. Hauptpunkte seiner Kritik
sind ungerechte Steuern und
Abgaben, lohngebundene Ne-
benkosten und Gesetzgebun-
gen, die dem fleißigen Men-
schen viel zu wenig Nettolohn
beließen. Das erträgliche Maß
sei hier weit überschritten.

Dass trotz allem „begründeter
Optimismus“ die Oberhand im
Hause Riebel behält, liegt an
der erfreulichen Auftragslage
für die laufende Bausaison. Erst
jüngst erhielt das Unternehmen
den Bauauftrag (in Arbeitsge-
meinschaft mit ATS, KE) im
Wert von etwa 10 Mio. Euro für
den Lückenschluss der Auto-
bahn A 96 zwischen Wester-
heim und Memmingen.

Im Auftrag der Landeshaupt-
stadt baut Riebel für etwa 12
Mio. Euro an der Modernisie-
rung der Münchner Kläranlage
Gut Großlappen. Und in Schöf-
felding nahe Landsberg wurde
der Grundstein für neue Fir-

mengebäude der Firma Delo In-
dustrieklebestoffe gelegt - ein
schlüsselfertiger Bauauftrag für
Riebel im Wert von knapp 8
Mio. Euro. 

Für einen Auftragswert von
über 40 Mio. Euro baut Riebel
für 1.400 Schüler schlüsselfer-
tig die neue Kolping-Berufss-
schule in München - eine Rie-
bel-eigene Projektentwicklung,
an der nahezu alle Sparten von
Riebel beteiligt sind. Zusam-
men mit weiteren „Rückgrat-
aufträgen“ und vielen kleineren
Bauaufgaben summiert sich der
aktuelle Bestand auf gut 85
Mio. Euro.

Überzeugend durch
Qualität und Know-how

„Um die Wettbewerbsfähig-
keit unserer vielseitigen Baufir-
men zu erhalten, müssen wir
immer wieder nach anspruchs-
vollen Bauaufgaben suchen und
durch Know-how, Qualität und
Termintreue überzeugen“, so
die Verantwortlichen. Mit Ge-
schick und Glück sei es gelun-
gen, neue Bauaufgaben zu fin-
den, bei denen sie ihre Lei-
stungsfähigkeit entfalten und
deshalb mit besseren Ergebnis-
sen rechnen könne. „Möglicher-
weise werden sogar durch äuße-
re und innere Verhältnisse unse-
re Bemühungen belohnt, wert-
volle Arbeitsplätze mit tüchti-
gen und umsichtigen Menschen
zu halten“, gibt sich Riebel zu-
versichtlich. ?

Von rechts: Claudia Tausend (SPD-Stadträtin), Fürst Albert II
und Dieter Thalhammer (OB Freising). ?

Oktoberfest in Monaco:

Mit vier PS durch Monte Carlo
Monte Carlo von Polizeistreifen gesperrt. Was sonst nur für die
Formel 1 möglich schien, galt zur Eröffnung des 1. Oktoberfestes
in Monte Carlo für ein Gefährt der besonderen Art: Das Weihen-
stephan-Brauereigespann, gezogen von vier stattlichen Kaltblü-
tern aus dem bayerischen Haupt- und Landgestüt Schwaiganger,
legte in Monte Carlo für zwei Stunden den Verkehr lahm.

Da staunten die Monegassen,
als sie Dior, Shogun, Schwadron
und Dickkopf glockenläutend mit
einer bayerischen Blaskappelle
auf dem festlich geschmückten
Weihenstephan-Brauereiwagen
durch Monte Carlos Straßen zie-
hen sahen. Nach 13 Stunden An-
reise und einer Nacht im Hippo-
drom von Cagnes sur Mer legten
sich die vier Hengste auf der stei-
len Anfahrt zum Fürstenpalast so
richtig ins Zeug und avancierten
so schon im Vorfeld der Eröff-
nung zu den Stars des Festes.

Am Abend zogen dann Dr.
Schrädler (der Direktor der
Brauerei Weihenstephan) mit den
Ehrengästen wie Ministerialdi-
rektor Ulrich Wilhelm (Amtschef

des bayerischen Staatsministeri-
ums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst) Dieter Thal-
hammer (OB von Freising) und
Claudia Tausend (SPD-Stadt-
rätin und offizielle Vertretung
von OB Christian Ude) auf der
festlich geschmückten Kutsche
auf dem Carré d´Or ein, wo sie
bereits von Fürst Albert II er-
wartet wurden. 

Für die richtige Stimmung bei
der Eröffnung sorgten Trachten-
gruppen aus Bayern und Mo-
naco sowie echte bayerische
Blasmusik. Nach meisterhaften
zwei Schlägen, ausgeführt von
Freisings OB Dieter Thalham -
mer, hieß es dann am 21. Oktober
in Monte-Carlo: o’zapft is! ?

Bosnien im Visier:

Ettringen knüpft 
Wirtschaftskontakte

Neu gegründeter Gewerbeverband von Donji Zabar
auf Besichtigungstour im Unterallgäu 

Ettringen (wkl). Die Gemeinde Ettringen und der dortige Ver-
ein der Selbständigen waren kürzlich Gastgeber für eine Dele-
gation des in der bosnischen Stadt Donji Zabar neu gegründe-
ten Gewerbeverbandes PUT. Erste Kontakte zwischen dem
Unterallgäu und dem noch immer vom Bürgerkrieg gezeich-
neten Balkanland wurden im Sommer geknüpft. Jetzt folgte
ein erster „offizieller“ Besuch an der Wertach. 

Die neunköpfige Delegation
aus Donji Zabar wurde von
PUT-Vorsitzendem Josipovic
Blagojel angeführt. Mit dabei
waren außerdem Mitglieder des
neu gegründeten Gewerbever-
bandes, Unternehmer, sowie
Bürgermeister Savo Jovicic und
der Vorsitzende des dortigen
Wirtschaftsausschusses. Corin-
na Göring, die Vorsitzende des
Ettringer Vereins der Selbstän-
digen, und Bürgermeister Ro-
bert Sturm hatten für die Gäste
ein umfangreiches und informa-
tives Besichtigungs- und Kul-
turprogramm zusammen ge-
stellt.

Höhepunkt neben vielen Be-
triebsbesichtigungen, Führungen
und kulturellen „Schmankerln“
war ein Arbeitsgespräch, an
dem auch der schwäbische
CSU-Vorsitzende und Europa-
abgeordnete Markus Ferber so-
wie MdL Franz Pschierer, der
Vorsitzende des Wirtschaftsaus-
schusses im Bayerischen Land-
tag, teilnahmen und ihre Unter-
stützung zusagten.

Von Normalität keine Spur

Seit zehn Jahren schweigen
die Waffen in Bosnien-Herzego-
wina. Doch von Normalität kann
in dem kleinen Balkanland nach
dem Ende des Bürgerkrieges
noch lange keine Rede sein. Der
Wiederaufbau der Infrastruktur
und der Wirtschaft wird noch
Jahre und Jahrzehnte in An-
spruch nehmen. Nach Einschät-
zung von Experten hinkt Bosni-
en den bundesdeutschen Stan-
dards bis zu 15 Jahre hinterher.

Diese Situation vor Augen, ist
den bosnischen Gästen an ei-
nem intensiven Kontakt und Er-
fahrungsaustausch mit deut-

schen Partnern gelegen. In
Ettringen wurden dafür erste
Weichen gestellt. Der Verein der
Selbständigen sieht sich als
Schnittstelle, um Firmen auf bei-
den Seiten zusammen zu bringen
und Informationen über den
Stand der Entwicklung und des
Wiederaufbaus in Bosnien-Her-
zegowina zu verbreiten. In Zu-
sammenarbeit mit der IHK soll
zudem geklärt werden, inwie-
weit junge bosnische Fachkräfte
in schwäbischen Unternehmen
zertifiziert werden können. 

Form der Kooperation

Eine praktische Form der
künftigen Zusammenarbeit sieht
Corinna Göring in der Vermitt-
lung von älteren, ausrangierten
Maschinen und Anlagen. In
Deutschland ausgemustert, weil
nicht mehr auf dem neuesten
technischen Stand, können sol-
che Maschinen in Bosnien
durchaus noch gute Dienste lei-
sten, um das Land und seine
Wirtschaft voran zu bringen.
Firmen, die an Kontakten zu
bosnischen Firmen interessiert
sind, melden sich bei Corinna
Göring, Telefon (08249) 90003.
Sie leitet die Anfragen an ihren
Kollegen Josipovic Blagojel
weiter.

Mit vielen neuen Ideen, Anre-
gungen und Erfahrungen im
Gepäck, äußerten die Vertreter
der bosnischen Delegation den
Wunsch nach einer offiziellen
Partnerschaft der beiden Ge-
werbeverbände und der Ge-
meinden. Bereits im kommen-
den Frühjahr, so wurde beim
Abschied vereinbart, revanchie-
ren sich die Ettringer mit einem
Gegenbesuch in Bosnien-Her-
zegowina. ?

v. l. Dr. Günther Beckstein, CSU-Bezirksvorsitzender Joachim
Herrmann, MdB Stefan Müller und Alt-Landrat Franz Krug (im
Hintergrund der ehem. MdL Dr. Christoph Maier). Foto: pmw
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„Wie soll aus einer Gene-
ration von TV-kids und X-
Box-Spielern ein Volk von Le-
seratten werden, wenn unsere
Büchereien nur mehr alte
Schinken im Angebot ha-
ben?“ Mein Chef, der Bür-
germeister, las meinen auf-
rüttelnden Einleitungssatz für
einen Bettelbrief in Sachen
Bibliothek.

Wieder einmal geht es um
das liebe Geld, das keiner hat,
aber jeder braucht. Genauer um die Kürzungen
bei den Zuschüssen für die Bibliotheken. Denn
natürlich können die nicht ausgenommen wer-
den, wenn an allen Ecken und Enden gespart
werden muss. Klar auch, dass die Kommunen
nicht das kompensieren können, was der Staat
nicht mehr leisten kann.

Im Bibliotheksbereich ist das alles sehr miss-
lich, denn die Leseparadiese für jedermann
müssen mit der Zeit gehen: Sie müssen ihre Be-

stände dringend ergänzen und umstrukturieren,
denn der Lesergeschmack ist mehr als je zuvor
Moden unterworfen. Man denke nur an die
Harry-Potter-Hysterie, die dem Buchhandel im
wahrsten Sinne des Wortes zauberhafte Umsätze
beschert. Außerdem brechen sich neue Formen
der Literaturaufbereitung immer mehr Bahn.
Hörbücher sind heutzutage ja fast schon Stand-
ard, in Zukunft dürften noch alle möglichen Ar-
ten der Digitalisierung dazu kommen, die einer-
seits ein gewisses Maß an Investitionen, vor al-
lem aber eine gehörige Portion Innovationswil-
len voraussetzen - der unter Bibliothekaren nicht
gerade epidemisch verbreitet ist.

Deshalb hat mich mein Chef gebeten, mir mal
Gedanken zu machen, wie einerseits mehr Geld
aufgetrieben, andererseits auch mehr Begeiste-
rung bei den Leuten für die Institution öffentliche
Bibliothek geweckt werden könnte. Keine leichte
Aufgabe, denn alle klassischen Instrumente wie
Förderverein, Freundeskreis, Leseevents, Tage
der offenen Tür und was es sonst noch so gibt,
haben wir schon alles durchdekliniert. 

Also war Kreativität gefragt. Und da man das
Rad nicht immer wieder neu erfinden muss, ha-

be ich mich mal umgehört, was
in der Bibliothekslandschaft so
an Ideen rumgeistert. Ergeb-
nis: Wenn irgendwo aus der fi-
nanziellen Not die so oft be-
schworene Tugend gemacht
wird, dann bei den Bibliothe-
ken! Die interessantesten habe
ich auch meinem Bürgermei-
ster vorgeschlagen. Zum Bei-
spiel die Idee der Buchpaten.
Die Bürger - und vor allem
auch die Nutzer der Stadtbib-

liothek - werden aufgefordert, ein neues Buch
zu kaufen und es der Bibliothek zu schenken. Sie
bekommen dafür eine Spendenquittung, den
Hinweis „Dieses Buch wurde gespendet von“
quasi als ex libris und dazu das Recht der er-
sten Lektüre. Damit soll gerade bei „angesag-
ten“ Büchern ein Anreiz geschaffen werden,
diese nicht im heimischen Bücherschrank in der
zweiten Reihe einstauben zu lassen, sondern
vielen zugänglich zu machen. Außerdem will
ich einen Bibliotheksverbund mit anderen Bi-
bliotheken im Landkreis initiieren, damit nicht
jede Bücherei jedes Buch für sich bestellen
muss, sondern Titel auch mal von Bücherei zu
Bücherei wandern können. Dann möchte ich,
dass die Leute am heimischen Computer online
feststellen können, ob ein Buch gerade verfüg-
bar ist und es sich dann reservieren lassen kön-
nen - Abholung binnen 24 Stunden. Oder es sich
schicken lassen. Damit will ich Leute wieder an
die städtische Bücherei heranführen, die abge-
sprungen sind, weil wir Zweigstellen schließen
und den Bücherbus auslaufen lassen mussten.
Dann schwebt mir eine organisatorische Vernet-
zung der Stadt- mit der Krankenhaus- und den
Schulbibliotheken vor und und und.

Mein Chef, der Bürgermeister, war über mei-
ne Vorschläge erfreuter als über die flapsige
Einleitung des Bettelbriefes. Aber er will das
Projekt in meiner Hand lassen. Mal sehen, was
daraus wird, damit weiterhin alle die Möglich-
keit haben zu tun, was Goethe auf dem heutigen
Kalenderblatt empfiehlt: „Man sollte alle Tage
wenigstens ein kleines Lied hören, ein gutes Ge-
dicht lesen und, wenn möglich, einige vernünf-
tige Worte sprechen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Rettet die
Bibliotheken!

Eine Idee kommt an: 

Kompetenz zum Frühstück
Am Frühstückstisch informierte die VR-Bank eG Schweinfurt
Land gemeinsam mit Union Investment über neue Wege der
kommunalen Kapitalanlage und der DZ BANK über neue und
interessante Ansätze für öffentliche Investitionen (Public Priva-
te  Partnership).

Kommunen und Investment-
fonds - diese Kombination klingt
in den Ohren vieler Kämmerer
bislang noch etwas ungewöhn-
lich. Dabei passt sie eigentlich
sehr gut zusammen. Die VR-
Bank eG Schweinfurt Land star-
tete daher in diesen Wochen eine
Offensive und informierte die
kommunalen Vertreter ihrer Re-
gion über ein speziell auf institu-
tionelle Kunden zugeschnittenes
Produkt für kommunale Geldan-
lagen: den InstitutionalBalance-
Plus. In anderen Regionen hat
sich der zwanglose Informati-
onsaustausch am Frühstück-
stisch bereits bestens bewährt.
„Denn auch Bürgermeister früh-
stücken gern.“

Unternehmen und 
Körperschaften 
verschenken bares Geld

Egal ob öffentlich-rechtliche
Körperschaften wie Städte und
Gemeinden oder auch kommu-
nale Versorger - ihnen allen ist
gemein, dass sie nach Möglich-
keit Rücklagen bilden, diese aber
meist nicht besonders ertrag-
reich anlegen. „Das Vermögen
der Kommunen liegt oft auf
Festgeld- oder Tagesgeldkonten,
weil attraktive Anlagealternati-
ven noch wenig bekannt sind.
Und so verschenken die Kom-
munen Jahr für Jahr bares Geld“,
erklärt der Vorstandsvorsitzende
der VR-Bank eG Schweinfurt
Land Gerhard Hefner. 

Doch gerade auch für kommu-
nale Geldanlagen lohnt es sich,
auf Investmentfonds zu setzen.
Bei den Entscheidungsträgern
von Kommunen in ihrer Kapital-
anlage einen Umdenkungspro-
zess einzuleiten - dieses Ziel hat
sich die Bank auf die Fahnen ge-
schrieben und entschloss sich, 18
Verwaltungschefs, Geschäfts-
führer und Kämmerer der Regi-
on zum ersten Bürgermeister-
FrühstücksForum einzuladen. 

Erstes Bürgermeister-
FrühstücksForum

Die Resonanz für diese unge-
wöhnliche Veranstaltung war

groß und die Räumlichkeiten
entsprechend gefüllt. „Wir haben
unsere umfassende Kompetenz
präsentiert und unseren Gästen
alternative Möglichkeiten der
kommunalen Geldanlage sowie
neue und interessante Ansätze
für öffentliche Investitionen vor-
gestellt“, so Gerhard Hefner. 

Zunächst referierte Jörg Förster
von der DZ BANK Nürnberg
zum Thema Public Private Part-
nership (PPP) als umfassenden
Beschaffungsansatz bei bestmög-
licher Risikoverteilung. So wird
unter PPP im Baubereich im All-
gemeinen eine vertraglich gere-
gelte, entgeltliche Zusammenar-
beit zwischen einem öffentlichen
Auftraggeber und einem privaten
Partner über einen langen Zeit-
raum im Lebenszyklus eines
Bauwerks verstanden. Dabei gilt
der Grundsatz einer optimalen
Risikoverteilung: Die mit dem
Bau und dem Betrieb einer
Bauinvestition verbundenen Pro-
jektrisiken werden von demjeni-
gen Vertragspartner übernom-
men, der diese effizienter handha-
ben und tragen kann.

Kapitalerhalt gewährleistet

Ebenfalls Unterstützung er-
hielt die Bank von Marcus Se-
verin von Union Investment, der
den wertgesicherten Mischfonds
InstitutionalBalance-Plus aus der
vielfältigen Produktpalette sei-
nes Hauses vorstellte. Der Insti-
tutionalBalance-Plus gewährlei-
stet Kapitalerhalt auf Kalender-
jahresbasis und entspricht bei je-
derzeitiger Verfügbarkeit auch
den gesetzlichen Anforderungen
an eine kommunale Kapitalanla-
ge wie dem Paragraph 21, Abs.1
KommHV. Ein Kriterium, das
für Finanzverantwortliche in
Kommunen sehr entscheidend
ist. Zudem bietet der Fonds
höhere Ertragschancen als bei
Termingeldern. In den vergange-
nen drei - durchaus schwierigen
- Kapitalmarktjahren konnte der
InstitutionalBalance-Plus jeweils
über vier Prozent Rendite erwirt-
schaften. Das waren immerhin
pro Jahr zwei Prozent mehr, als
man am Geldmarkt hätte erzie-

len können. Mit eindrucksvollen
13 Prozent Rendite seit seiner
Auflegung (per 30.07.2005)
zeigt sich also, wie sich auch mit
wenig Risiko beachtliche Erträ-
ge erzielen lassen. 

„Auch mal eingetretene
Pfade verlassen“

„Insbesondere beim Thema
Geldanlagen für Kommunen
hört man häufig, dass kein Geld
vorhanden sei und es daher kei-
nen Sinn mache, diese Zielgrup-
pe überhaupt anzusprechen.
Doch diese Veranstaltung zeigt,
dass es sich offenbar lohnt, auch
mal eingetretene Pfade zu ver-
lassen“, so der Eindruck von
Gerhard Hefner. Und so konn-
ten die Anwesenden in der an-
schließenden Diskussion ausgie-
big die Gelegenheit nutzen, ihre
Fragen zu stellen.

Ein Problemfeld beschäftigte
dabei die Mehrheit der Beteilig-
ten: Einerseits sind die Kommu-
nen auf eine ertragreiche Vermö-
gensanlage angewiesen, anderer-
seits dürfen sie aber die Anla-
gesicherheit nicht gefährden.
„Mit dem InstitutionalBalance-
Plus ist es gelungen, sich konkret
an den Zielen von Kommunen
auszurichten und ihren besonde-
ren Anforderungen gerecht zu
werden. Schließlich legt das An-
lagekonzept besonderes Augen-
merk auf den Aspekt der Sicher-
heit und beachtet sogar auch die
strengen Anlagerestriktionen der
Gemeindehaushaltsverordnun-
gen“ erklärt Severin. „Zugleich
gelingt es diesem Fonds, bei
kontrolliertem Risiko auch noch
angemessene, regelmäßige und
gut kalkulierbare Erträge zu er-
zielen. Und schließlich können
die Fondsanteile börsentäglich
verkauft werden, so dass sich Li-
quiditätsvorgaben ebenso leicht
erfüllen lassen.“ 

Forum mit Zukunft

Am Ende der Veranstaltung
kam es beim geselligen Weiß-
wurstfrühstück mit vielen der
anwesenden Gäste bereits zu
ernsthaften Gesprächen. Nach
dem großen Erfolg dieses Tref-
fens steht für Gerhard Hefner
bereits fest, dass das Bürger-
meisterFrühstücksForum Zu-
kunft hat. „Denn erst aufgrund
des Wissens um alternative An-
lageformen und ganz speziell
um die Stärken des Institutio-
nalBalance-Plus kann sich ein
Umdenkungsprozess der Ent-
scheidungsträger von Kommu-
nen bei ihrer Kapitalanlage ein-
stellen“, so das Fazit eines zu-
friedenen Gerhard Hefner.

Stephanie Senff-Gerstein

Freie Wähler Unterfranken:

Kommunen nicht 
unterbuttern!

Anlässlich einer Delegiertenversammlung der Freien Wähler
in Unterfranken warnte der Bundesvorsitzende der Freien
Wähler Deutschlands, Landrat Armin Grein: „Bei den Koali-
tionsverhandlungen dürfen keine Sparmaßnahmen vereinbart
werden, die zu Lasten der Kommunen gehen.“

Der Äußerung von Franz
Müntefering, wonach die in die-
sem Jahr um acht bis zehn Pro-
zent wachsenden Steuereinnah-
men der Gemeinden für Investi-
tionen verwendet werden könn-
ten, um das Wirtschaftswachs-
tum weiter anzukurbeln, wider-
sprach der FW-Bundesvorsit-
zende. „Die Ausgaben für Hartz
IV haben sich nicht nur für den
Bund verdoppelt, sondern auch
für die Kommunen, die die Un-
terkunftskosten für die Arbeits-
losen tragen müssen. Die Steu-
ermehreinnahmen, die die Ge-
meinden für 2005 erwarten kön-
nen, gleichen die Mehrausga-
ben in keiner Weise aus“, so
Grein. 

Riesiges Finanzloch

Der Vorsitzende verwies dar-
auf, dass in den kommunalen
Kassen in diesem Jahr ein Loch

von fünf Milliarden Euro klaf-
fen werde. Die Kassenkredite
der Städte und Gemeinden seien
auf die bisher unvorstellbare
Summe von 21 Milliarden Euro
angestiegen, die Investitions-
quote seit 1992 um 40 Prozent
abgestürzt - von 33,5 Milliarden
auf 23,2 Milliarden Euro. 

Die von der noch amtieren-
den Bundesregierung angekün-
digte Streichung des Bundeszu-
schusses an den Kosten der Un-
terbringung von Langzeitar-
beitslosen in Höhe von 3,2 Mil-
liarden Euro sei ein unglaubli-
cher Wortbruch und zeige die
Geringschätzigkeit der Regie-
renden für die Nöte der Kom-
munen, so Grein. Man solle lie-
ber die so genannte Revisions-
klausel endlich in Kraft setzen
und den Kommunen wie ver-
sprochen die durch Hartz IV
entstandenen Mehrausgaben er-
setzen. Dann wäre wenigstens

wieder ein wenig Spielraum für
kommunale Investitionen, die
gerade für die mittelständische
Wirtschaft so wichtig seien.

„Muttererde“
der Demokratie

Grein forderte den designier-
ten Superminister Stoiber auf,
kommunale Belange bei der Be-
handlung der aus dem Ruder
gelaufenen Ausgaben für Hartz
IV nicht zu vergessen. „Wir
dürfen unsere Kommunen nicht
handlungsunfähig zurücklas-
sen! Das muss sich die neue
Bundesregierung ins Stamm-
buch schreiben“ unterstrich der
FW-Bundesvorsitzende. „Auch
eine große Koalition muss ein-
sehen, dass der kommunale
Selbstverwaltungsbereich die
‚Muttererde’ unserer Demokra-
tie darstellt. Die darauf wach-
senden Pflänzchen müssen wir
hegen und pflegen“, meinte
Grein, der die Freien Wähler als
Anwalt der Kommunen be-
zeichnete. DK

10 Jahre Regionalpartnerschaft
Mittelfranken - Limousin

Triesdorf (wefa) - Mit einem Festakt in der ehemaligen mark-
gräflichen Reithalle in Triesdorf (Landkreis Ansbach) sind die
dreitägigen Feierlichkeiten anlässlich des zehnjährigen Beste-
hens der Regionalpartnerschaft zwischen Mittelfranken und der
französischen Region Limousin zu Ende gegangen. Mit 350 Gä-
sten aus dem Nachbarland feierte Bayerns Europaminister
Eberhand Sinner die Jumelage.

Die freundschaftlichen Bande
zum Limousin gehen schon auf
die siebziger Jahre zurück. Zuerst
unterschrieb der Bezirk Mittel-
franken eine Partnerschaftsurkun-
de mit dem Departement Haute-
Vienne (1981), dann mit Creuse
(1989) und schließlich 1994 mit
der Correze. Als alle drei Departe-
ments im Boot waren, besiegelten
1995 beide Seiten auf der Nürn-
berger Kaiserburg die Regional-
freundschaft. 

Die offizielle Partnerschaft ist
keine Freundschaft der Offiziellen
geblieben. In 25 Jahren hat es
rund 2500 Begegnungen mit
75000 Teilnehmern gegeben. Das

sind aber nur die offiziell erfass-
ten Zahlen, tatsächlich dürften es
noch viel mehr gewesen sein. In-
zwischen sind 28 mittelfränkische
Gemeinden und Städte Regional-
partnerschaften  mit Kommunen
im Limousin eingegangen, dazu
gibt es mehrere dutzend Vereins-
und Schulpartnerschaften. 

Auch in der Not unterstützen
sich Deutsche und Franzosen
gegenseitig. Beispielsweise hal-
fen die Mittelfranken bei der
großen Sturmkatastrophe im
Jahr 2000 im Limousin. Auf Ini-
tiative der Region Limousin
entstand sogar eine tri-regionale
Partnerschaft mit der polni -

schen Woiwodschaft Pommern.
Im Rahmen des Festakts wur-

de Robert Savy, der vormalige
Präsident des Regionalparla-
ments Limousin, mit der Be-
zirksmedaille ausgezeichnet. Be-
zirkstagspräsident Richard Bartsch 
nannte als Motoren der Regio-
nalpartnerschaft seinen Vor-Vor-
gänger Georg Holzbauer und
dessen Mitarbeiter Helmut Mei-
ster, aber auch Josef Klein (Bad
Windsheim), den langjährigen
Vorsitzenden der Europa-Union
Mittelfranken. „Nur wer sich ge-
genseitig kennt, kann auch die
Vorzüge, Eigenheiten und Pro-
bleme des anderen verstehen“,
sagte Bartsch und würdigte die
Regionalpartnerschaft als ein
wichtiges Instrument zum Erhalt
des Friedens zwischen den alten
und neuen Nationen der EU. Die
Kommunlpolitiker forderte er
auf, den europäischen Eini-
gungsprozess ständig zu erneu-
ern und zu vertiefen. 

Jean-Paul Denanot, der Präsi-
dent des Regionalrats der Region
Limousin, bekräftigte den Wil-
len der Franzosen, das Eini-
gungswerk fortzusetzen und den
Dialog mit Mittelfranken zu stär-
ken. Die Herzlichkeit, mit der
sich heute die Menschen dies-
seits und jenseits des Rheins be-
gegnen, hob Ehren-Bezirkstags-
präsident Gerd Lohwasser (Er-
langen) hervor. Während ihres
mehrtägigen Aufenthalts in Mit-
telfranken feierten die Franzosen
im Fränkischen Freilandmuseum
und diskutierten in Fürth über
die Zukunft der Partnerschaft.
Sie besichtigten dort auch das
„Limousin-Haus“. ?

Bezirkstagspräsident Richard Bartsch (rechts) und sein Stellver-
treter Alexander Küsswetter (links) sowie Ehren-Bezirkstagsprä-
sident Gerd Lohwasser überreichten Präsident Jean-Paul Dena-
not (2. von links) ein Partnerschaftsposter. Foto: Falk
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Vorschau auf GZ 22
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 22, die am 17. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Fremdenverkehr in Bayern
? Sicherheitstechnik . Brand- und Katastrophenschutz
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage des Beck-Verlags
München bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.

Münchner Aktionstag zur Daseinsvorsorge: 

„Wir sorgen uns um
Ihre Zukunft“

Städtische Betriebe und Einrichtungen präsentierten zusam-
men mit den Stadtwerken und ver.di auf dem Münchner Ma-
rienplatz ihr breites Angebot an kommunalen Dienstleistun-
gen. Ziel des Aktionstages war es, den Bürgern und Bürgerin-
nen die vielfältigen Leistungen nahezubringen, die von der
Stadt zu gutem Service und fairen Preisen erbracht werden.

Wie Schirmherr Oberbürger-
meister Christian Ude in einem
Grußwort betonte, gebe es, vor
allem auch auf europäischer
Ebene, starke Bestrebungen,
kommunale Dienstleistungen
einem Zwang zur Privatisierung
zu unterwerfen.

Privatisierung ist 
kein Patentrezept

Dabei zeigten etwa die Erfah-
rungen im britischen Transport-
wesen oder auf dem französi-
schen Wassermarkt, „dass Pri-
vatisierung mitnichten ein Pa-
tentrezept ist - gerade im Ver-
gleich mit unserem quellfri-
schen Trinkwasser und dem
Münchner Nahverkehr, der zu
den besten der Welt zählt“. Das
Recht der Städte, selbst darüber
zu entscheiden, welche Leistun-
gen sie im Rahmen der Daseins-
vorsorge für ihre Bürgerinnen
und Bürger erbringen wollen,
müsse deshalb erhalten bleiben.

Klare Botschaft

Dies ist auch die Botschaft,
die Kommunalreferentin Gabri-

ele Friderich mit dem Aktions-
tag verbreiten wollte. Zwar ha-
be die Liberalisierung der Tele-
kommunikation unbestreitbar
Vorteile für die Verbraucher ge-
bracht, doch gebe es auch das
Gegenbeispiel des Energie-
marktes mit seinen nur vorüber-
gehenden Preissenkungen. Eine
nur an Marktinteressen und an
freiem Wettbewerb orientierte
Politik vernachlässige andere -
nichtmonetäre - Ziele, etwa die
hoher ökologischer Standards.

„Leistungserbringer“

Zu den vorgenannten „Leis-
tungserbringern“ in der Landes-
hauptstadt zählen die Stadtwer-
ke (SWM), die eine sichere 
und ressourcenschonende Ver-
sorgung mit Energie (Strom,
Erdgas, Fernwärme) und natur-
belassenem Trinkwasser ga-
rantieren. Die Verkehrstochter
MVG ist verantwortlich für U-
Bahn, Bus und Tram und damit
ein wesentlicher Pfeiler im
Münchner öffentlichen Nahver-
kehr. Darüber hinaus betrei-
ben die SWM mit 17 Hallen-
und Freizeitbädern eine der mo-

dernsten Bäderlandschaften in
Deutschland.

Die Städtische Klinikum
München GmbH wiederum ist
aus der Fusion der vier städti-
schen Krankenhäuser Bogen-
hausen, Neuperlach, Harlaching
und Schwabing, der dermatolo-
gischen Fachklinik Thalkirch-
ner Straße, dem Blutspende-
dienst, dem Institut für Pflege-
berufe und der städtischen Zen-
tralwäscherei am 1. Januar 2005
entstanden. Damit hat die Lan-
deshauptstadt ein leistungsfä-
higes Gesundheitsunternehmen
geschaffen, das Patientinnen
und Patienten aus Stadt und Re-
gion die komplette Versorgung
bietet. 

Abfallwirtschaftsbetrieb

Auch der Abfallwirtschafts-
betrieb München präsentierte
sich im Herzen Münchens: Er
entsorgt Abfälle von Münchner
Haushalten und Gewerbebetrie-
ben und steht für eine geordnete
Entsorgung aller Abfälle und
die ökologische Verwertung
von Wertstoffen. Die Groß-
markthalle mit ihren ange-
schlossenen Märkten wiederum
versorgt den Bürger täglich mit
frischen Lebensmitteln in bester
Qualität.

Weit gespannter Bogen
städtischen Bauens

Der Bogen des städtischen
Bauens ist weit gespannt, wie
im Rahmen des Aktionstages zu
erfahren war. Er umfasst u. a.
Schulen, Museen, Theater, Kin-
dergärten, Spielplätze, Grünan-
lagen, Plätze, Straßen, Brücken,
Tunnel und U-Bahnhöfe. All

dies muss geplant, gebaut und
unterhalten werden. Um diese
Aufgabenvielfalt kümmert sich
das Baureferat als Projektmana-
ger. Der größte Teil der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ist
im Betrieb und Unterhalt städti-
scher Gebäude und Anlagen
tätig, wie Verkehrsbauwerke
und Wasserflächen, stadteigene
Gebäude mit ihren technischen
Anlagen, Energiemanagement,
Straßenbeleuchtung und Anla-
gen zur Verkehrsregelung sowie
öffentliche Grün- und Frei-
flächen. Das Baureferat erbringt
aber auch wichtige Serviceauf-
gaben wie Straßenreinigung
und Winterdienst.

Stadtentwässerung 
und Forstverwaltung

Die Münchner Stadtentwäs-
serung ist für die Ableitung und
Reinigung von Abwässern so-
wie die Klärschlammbehand-
lung und -beseitigung zustän-
dig. Die Forstverwaltung pflegt
die grünen Lungen Münchens
zum Schutz und zur Entwick-
lung von stabilen Waldökosy-
stemen und des Trinkwassers
auf ökologisch ausgerichtete
Art und Weise. 

Die Immobilienwirtschaft des
Kommunalreferates schafft mit
weitsichtiger Grundstückspoli-
tik zukünftige Ressourcen und
sichert bezahlbaren Wohnraum
und Gewerbeflächen. Die Fried-
hofsverwaltung kümmert sich
um würdige Begräbnisplätze;
der städtische Bestattungsdienst
erfüllt den letzten Willen des
Verstorbenen und die Wünsche
der Angehörigen.

Fatale Folgen

Ver.di und der Bund Natur-
schutz beantworteten schließ-
lich alle Fragen rund ums Was-
ser, vom Wasserverbrauch bis
zum Wassersparen. Sie zeigten
die fatalen Folgen einer Privati-
sierung der Trinkwasserversor-
gung auf. DK

Landkreise Altötting und Mühldorf:

Ziehen an einem Strang
Durch eine verstärkte Kooperation der Landkreise Altötting
und Mühldorf wollen Landrat Erwin Schneider und sein Kol-
lege Georg Huber die Entwicklung zukunftsweisender wirt-
schaftlicher Strukturen durch ein gemeinsames Vorgehen un-
terstützen. Dieses Ziel haben die beiden Landräte schriftlich in
einer Kooperationsvereinbarung fixiert.

So werden die Landkreise
zukünftig ihre Planungen in
der Regionalentwicklung und
Wirtschaftsförderung abstim-
men, gemeinsame Ziele definie-
ren und für deren Umsetzung
sorgen. „Von der Kooperations-
vereinbarung soll ein starker
Impuls für die Entwicklung un-
serer Region, das heißt der bei-
den Landkreise Altötting und
Mühldorf ausgehen. Wir wollen
ein Zeichen der Geschlossen-
heit für die Stärkung unserer
Wirtschaftskraft setzen“, so die
beiden Landkreischefs.

Themengebiete

Die Kooperationsvereinba-
rung erstreckt sich auf die The-
mengebiete Weiterentwicklung
einer vielseitigen und zukunfts-
orientierten Wirtschaftsstruktur,
Standortentwicklung in den Be-
reichen Infrastruktur, Aus- und
Weiterbildung, Kultur und Tou-
rismus, soziale Netzwerke, För-
derung der Zusammenarbeit im
Gesundheitswesen, Förderung
der Zusammenarbeit im Banken-
bereich zur Unterstützung der
heimischen Wirtschaft, Siche-
rung von Arbeitsplätzen in der
Region durch Bestandspflege
bestehender Unternehmen und
Neuansiedlung/Expansion von
Betrieben, Entwicklung von be-
trieblichen Kooperationsnetz-

werken, Förderung von Techno-
logiertransfer und Clusterbil-
dung, überregionale Kooperation
mit Dritten im Bereich der Wirt-
schaftsförderung sowie Öffent-
lichkeitsarbeit für die Region.

Die beiden Landkreise werden
gemeinsam konkrete Projekte
insbesondere im Bereich der
Wirtschaftsförderung entwickeln
und umsetzen. Darüber hinaus
werden sie das Kommunale
Wirtschaftsinformationssystem
KWIS gemeinsam betreiben, um
eine gemeinsame Grundlage für
eine regionale Wirtschaftsförde-
rung zu schaffen. Regelmäßige
Gespräche auf Arbeitsebene sol-
len den kontinuierlichen Infor-
mationsaustausch zwischen den
Landkreisen sicherstellen.

„Wir stehen aufgrund der Ent-
wicklung der Europäischen Uni-
on, der Auswirkungen der Glo-
balisierung und dem damit ver-
bundenen Strukturwandel vor ei-
ner großen Herausforderung.
Gleichzeitig haben wir eine gute
wirtschaftliche Ausgangsposi-
tion. Motivierte Arbeitskräfte,
günstige Bodenpreise, ein gesun-
der Mittelstand und international
aufgestellte Betriebe machen un-
seren Standort attraktiv. Um die-
se Vorteile noch stärker zu nut-
zen, werden wir in Zukunft ab-
gestimmt vorangehen“, so die
beiden Kommunalpolitiker ab-
schließend. DK


